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EDITORIAL/126: Der Plumpsack geht um (SB)





Wochendruckausgabe 126 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
30.03.2019
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Der Plumpsack geht um

"Dreht euch nicht um,

denn der Plumpsack geht um.

Wer sich umdreht oder lacht,

kriegt den Buckel blau gemacht."

So oder ähnlich sehen und sahen sich bereits seit Generationen
zahllose Kinder mit einem Spiel im Kreis einschließlich jenes Liedes
und seinen darin verborgenen Erziehungsinhalten konfrontiert. Kurz, es
wird Erfolg durch Anpassung auf diesem Wege geradezu widerspruchsfrei
antrainiert und eingeübt.

Dem Plumpsack begegnet man dann auch immer wieder in
gesellschaftlichen Positionen, welche die Aufgabe repräsentativer
Schnittstellen oder sozialer Achsen und Sammelpunkte wahrzunehmen
verpflichtet sind, und das zum Zweck der Verschleierung
verkehrstüchtiger Umsetzungen tatsächlicher Machtausübung.

Die Scheinerreichbarkeit kann gleichwohl dem Plumpsack ebenso
zugesprochen werden wie die Unabwendbarkeit jenes Systems, dessen
Wirkung und Machtausübung aus diesem Grund fast unantastbar bzw.
unangreifbar werden sollte. Wenn allerdings der Plumpsack auch zu
einem Beispiel unheilvoller Prägung werden könnte, wäre vielleicht
eine Spielvariante denkbar wie diese:

"Dreht euch doch um,

der Plumpsack ist dumm.

Wer sich umdreht und lacht,

verprellt seine Macht,

bis die sich verliert

und fernab erfriert."

Ihre Schattenblick-Redaktion


29. März 2019
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ATOM/209: Halbwertzeit - Informationen gefragt ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland

SOFA (Sofortiger Atomaustieg) Münster

Gemeinsame Pressemitteilung

Gronau/Lingen/Münster/Bonn, 29. März 2019

Urananreicherung und Brennelementeproduktion:

Anti-Atomkraft-Initiativen fordern Auskunft

- Schreiben an Umweltausschuss und Umweltministerin



Regionale Anti-Atomkraft-Initiativen und der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) fordern in zwei Schreiben an die
Vorsitzende des Bundestags-Umweltausschusses, Frau Sylvia Kotting-Uhl,
sowie an Bundesumweltministerin Svenja Schulze Auskunft zu den aktuellen
Problemen rund um die Urananreicherungsanlage Gronau und die
Brennelementefabrik Lingen.

"Fingierte Stellungnahme für Urenco und gegen ICAN war dreist"

Im ersten Schreiben an den Bundestags-Umweltausschuss fordern die
Anti-Atomkraft-Initiativen Auskunft zu dem letzte Woche bekannt
gewordenen Versuch, mit einer fingierten Stellungnahme aus dem direkten
Umfeld des Gronau Urananreicherers Urenco den Ausschuss im Vorfeld einer
Öffentlichen Anhörung im Oktober 2018 positiv für Urenco zu
beeinflussen. Dabei wurde gleichzeitig die Friedensnobelpreisträgerin
ICAN mit Falschaussagen diskreditiert.

"Es kann nicht sein, dass "dubiose Lobbyisten" (taz) mit fingierten
Stellungnahmen derart dreist den Meinungsbildungsprozess im Bundestag
beeinflussen. Hinzu kommt, dass auch die CDU als "unabhängigen Experten"
für die Urenco-Anhörung ausgerechnet den für Urenco tätigen Anwalt Dr.
Herbert Posser aufgeboten hatte. Wir erwarten, dass der Ausschuss für
Aufklärung sorgt und die von der taz recherchierten Vorwürfe klärt," so
Udo Buchholz vom Arbeitskreis Umwelt Gronau.

"Urananreicherung und Brennelementexporte sind unverantwortlich"

Im zweiten Schreiben an die Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD)
erwarten die Initiativen u. a. Auskunft zum aktuellen Stand der
regierungsinternen Prüfung für einen Exportstopp von angereichertem Uran
und Brennelementen sowie zum aktuellen Stand der Untersuchungen zum
Waffenfund in der UAA Gronau im August 2018, zu den Urenco-Plänen, jetzt
deutlich höher angereichertes Uran einzusetzen, sowie zu den
Konsequenzen aus dem Brand in der Brennelementefabrik Lingen.

"Anstatt auf Atomausstieg zu setzen, häufen sich die besorgniserregenden
Vorfälle in Gronau und Lingen. Zudem führt der Einstieg von Urenco in
die Höheranreicherung immer weiter weg von der zivilen Nutzung der
Atomenergie - hier kann die Bundesregierung nicht einfach wegschauen.
Die Stilllegung der Atomanlagen in Gronau und Lingen sowie ein
umfassender Exportstopp müssen auf der Tagesordnung bleiben," so
Christina Burchert vom Arbeitskreis Umwelt Schüttorf.

19. April: Ostermarsch zur Urananreicherungsanlage Gronau

Die Initiativen rufen zur Teilnahme am diesjährigen Ostermarsch am
Karfreitag, 19. April 2019, zur Urananreicherungsanlage Gronau auf. "Uns
macht der gefährliche atompolitische Kurs der Urenco in Zeiten
weltweiter atomarer Aufrüstung sehr große Sorgen. Wir fordern deshalb
sowohl aus ziviler wie aus militärischer Sicht die umgehende Stilllegung
der Urananreicherungsanlagen in Gronau und Almelo sowie der
Zentrifugenentwicklung und -fertigung in Jülich," erklärte Matthias
Eickhoff vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.

Akuelle Infos zum Gronauer Ostermarsch unter:

www.ostermarsch-gronau.de.

Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 29.03.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/588: Klimakampf und Kohlefront - öffentlichkeitswirksamer Auftritt ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 31. März 2019

Klimawandel gibt es nicht: es gibt eine Klimakatastrophe



Dass Greta Thunberg die gewonnene Goldene Kamera den Hambis gewidmet hat,
ist sehr erfreulich aber nicht sehr erstaunlich. Wir kämpfen ja für das
selbe Ziel. Wir wollen aber nicht mitmachen bei einem Starkult, und das
liegt auch Greta fern, wie diese Widmung zeigt. Diese Widmung kommt sofort
nach einer neuen Repression, angeblich auf Grund von einem umgefallenen
Kloeimer ("Fäkalienwurf") [1]. Es sind die vielen, vielen Menschen - und
erfreulich viele davon sind jung -, die nicht mehr hinnehmen wollen, wie
ihre Zukunft ruiniert wird (siehe Grafik [2])

"Wir wollen dass ihr endlich Panik bekommt!"

Die Veranstaltung der Preisverleihung [3] zeigt nicht nur die auch dieses
mal beeindruckende Rede von Greta, interessant ist auch die Reaktion des
Publikums, als sie den Preis den Hambis widmet. Sie muss ihre Rede
unterbrechen wegen donnerndem Applaus. Tja, Armin und Herbert und Dirk, das
hättet ihr wohl nicht gedacht, als ihr meintet, die Hambis mal eben für
eure RWE rauswerfen zu können, oder?


Anmerkungen:

[1] https://hambacherforst.org/blog/2019/03/29/kraehennest-belagerung/

[2] https://en.wikipedia.org/wiki/School_strike_for_climate#/media/File:Maximum_school_strikers_per_country.svg

[3] https://twitter.com/HambiBleibt/status/1112251344990203904

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/587: Klimakampf und Kohlefront - eine zweifelhafte Ehrung ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zum Sonderpreis Klimaschutz, der im Rahmen der
Goldenen Kamera an Greta Thunberg verliehen wurde, und den sie denjenigen
gewidmet hat, "die den Hambacher Wald schützen und den Klimaaktivisten, die
dafür kämpfen, fossile Energieträger in der Erde zu lassen, überall"

Widmung ist große Ehre und Wertschätzung für alle, die sich für den
Schutz des Hambacher Waldes einsetzen

Greta als Vorbild für "Promis for Future"?



Hambacher Wald, 31.03.2019 - Die Widmung des Sonderpreises Klimaschutz ist
eine große Ehre und Wertschätzung gegenüber der Arbeit aller
kohlekritischen Menschen, die sich für den Erhalt des Hambacher Waldes
einsetzen. Er ist zugleich auch ein Ansporn nicht nachzulassen in den
Bemühungen um den Kohleausstieg, insbesondere im Rheinischen
Braunkohlenrevier. Ebenso wie Greta mit ihren täglichem Schulstreiks viel
Durchhaltevermögen und Beharrlichkeit bewiesen hat, zeichnen diese
Eigenschaften auch Wald- und Klimaschützer*innen aus.

Am noch ca. 500 ha großen Hambacher Wald hat sich gezeigt, dass sich
bürgerschaftliches Engagement, Klimaaktivismus und Solidarität lohnen.
Zugleich steht der Wald als Symbol für einen Paradigmenwechsel. Heute und
in Zukunft dient der Klimaschutz dem Allgemeinwohl, und nicht mehr die
Kohleförderung und -verbrennung.

Die unglaubliche Dynamik, die die "Fridays for Future"-Bewegung entfaltet,
setzt sich der Dynamik der fortschreitenden Klimakatastrophe entgegen.
Gretas Engagement ist Vorbild nicht nur für die Schüler*innen, sondern
inzwischen u.a. auch für "Teachers for Future", "Parents for Future",
"Scientists for Future" ; und nach ihrer berührenden Rede bei der
Preisverleihung bald hoffentlich auch für "Promis for Future" .

DANKE, GRETA!

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 31.03.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/586: Klimakampf und Kohlefront - spazieren für den Erhalt von Wald und Dörfern ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 30. März 2019

Waldspaziergang an der Tagebaukante

Teilnehmer besuchen von Enteignung bedrohtes Waldstück



Jänschwalde/Taubendorf - Bei einem Waldspaziergang im Vorfeld des
Braunkohletagebaus Jänschwalde informierten sich am Samstag umweltbewegte
Bürger vor Ort über die Landschaftszerstörung durch den Tagebau. Ziel der
Wanderung war ein Waldstück, das von der Enteignung durch den Kohlekonzern
LEAG bedroht ist.

"Wir wollen unseren Wald nicht für den Tagebau hergeben. Er soll für mehr
Abstand der Grube zu meinem Heimatort Taubendorf sorgen, damit das Leben
dort erträglich bleibt. Dass eine Enteignung zugunsten zweier tschechischer
Multi-Milliardäre, denen der Kohlekonzern gehört, dem Gemeinwohl dienen
soll, ist absurd", sagte Grundeigentümer Jens Gebke, der ebenfalls den
Waldspazierganges begleitete.

"Spätestens seit dem Bericht der Kohlekommission ist klar, dass auch
genehmigte Tagebaue verkleinert werden müssen, weil nicht mehr sämtliche
Kohle gebraucht wird. Diese Kohle muss dort liegen bleiben, wo dadurch
Dörfern und Natur besser geschützt werden können", sagte René Schuster von
der GRÜNEN LIGA.

Für einen früheren Stopp des Tagebaus hat sich auch der Gemeinderat der
zuständigen Gemeinde Schenkendöbern in einem bereits 2017 gefassten
Beschluss ausgesprochen.

Gegen die aktuelle Betriebsplangenehmigung des Tagebaus Jänschwalde geht
derzeit ein Klagebündnis aus Deutscher Umwelthilfe und GRÜNE LIGA beim
Verwaltungsgericht Cottbus vor, weil der Tagebau durch seine
Grundwasserabsenkung umliegende europäische Schutzgebiete beeinträchtigt
und die in solchen Fällen vorgeschriebene Verträglichkeitsprüfung nicht
durchgeführt wurde.

Die Cottbuser GRÜNE LIGA Gruppe hat die Wanderung organisiert und bei den
Behörden angemeldet. René Schuster dazu: "Beim Spaziergang an der
Grubenkante erleben unsere Gäste eindrucksvoll, wie sich der Tagebau durch
die Landschaft frisst und erfahren viel über die Hintergründe."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 30.03.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/585: Klimakampf und Kohlefront - Gefallene und Streiter ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 28. März 2019

Wer in Mühlrose bleiben will, darf nicht unter Druck gesetzt werden

Politik muss eine Zukunft für den Ort ermöglichen



Cottbus, 28.03.2019. Zur heutigen Unterzeichnung des Umsiedlungsvertrages
für den Ort Mühlrose erklärt René Schuster vom Umweltverband GRÜNE LIGA:

"Es ist richtig, dass den Umzugswilligen ein Wegzug auf Kosten des
Verursachers ermöglicht wird, denn der laufende Tagebau hat die
Lebensqualität im Dorf deutlich eingeschränkt. Wer dagegen in Mühlrose
bleiben will, kann mit dem Umsiedlungsvertrag nicht zum Gehen gezwungen
werden. Für einen Kohleabbau unter dem Ort gibt es keinerlei Genehmigungen
und damit auch kein rechtliches Druckmittel gegenüber den Bewohnern. Das
sogenannten Sonderfeld Mühlrose ist energiepolitisch nicht mehr notwendig
und klimapolitisch nicht verantwortbar."

Hintergrund:

Ein Teil der Einwohner von Mühlrose forderte die Umsiedlung öffentlich ein.
Doch die Begründung ist kein Plädoyer für zusätzliche Kohleförderung: Eine
Petition an den sächsischen Landtag vom Januar 2019 verweist auf die nur
250 Meter Abstand zum Tagebau Nochten 1, auf die Lärm- und Staubbelastung
und die Angst vor späteren Rutschungen. Mühlrose liegt auf einer Halbinsel
im Tagebau, musste ihn vor Jahrzehnten im Südwesten ertragen, jetzt nähert
er sich von Osten erneut.

Doch es gibt auch Einwohner die bleiben und nicht von der einen Seite des
Tagebaues an die andere ziehen wollen. Ein Umsiedlungsvertrag der Gemeinde
ermöglicht nur freiwillige Umsiedlungen. Wer bleiben will und keinen
privaten Umsiedlungsvertrag unterzeichnet, kann durch den Rahmenvertrag der
Gemeinde auch nicht dazu gezwungen werden. Das Druckmittel der Enteignung
(bergrechtlichen Grundabtretung) stünde der LEAG erst nach Genehmigung des
"Sonderfeldes Mühlrose" zur Verfügung. Doch ein genehmigter
Rahmenbetriebsplan liegt noch in weiter Ferne: Nach dem Verzicht auf das
Tagebaufeld Nochten 2 hat die LEAG noch gar keinen abgeänderten Antrag für
das Sonderfeld Mühlrose eingereicht. Es ist kaum vorstellbar, dass die
Genehmigung eines zusätzlichen Abbaugebietes noch durchgesetzt werden kann.
Für den von der "Kohlekommission" der Bundesregierung empfohlenen
Ausstiegspfad ist die Kohle im Sonderfeld Mühlrose eindeutig nicht mehr
erforderlich.

Im Gegenteil: Es muss auch in der Lausitz über die Verkleinerung bereits
genehmigter Tagebaue diskutiert werden. Im neu eröffneten
Braunkohlenplanverfahren fordert das Bündnis "Strukturwandel jetzt - kein
Nochten 2" den Tagebau Nochten 1 vor der Mühlroser Straße zu stoppen, um
die Lebensqualität in Rohne und Mulkwitz nicht zu zerstören. Das wäre auch
ein Gewinn für die Lebensqualität derjenigen, die in Mühlrose bleiben
möchten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 28.03.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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MUMIA/948: Wer sind die »Invasoren«? (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 950 

Wer sind die »Invasoren«?

Anmerkungen zum faschistischen Attentat in den 

zwei Moscheen in Christchurch in Neuseeland

von Mumia Abu-Jamal, März 2019



Ein Livestream im Internet zeigte aus der Perspektive eines Attentäters,
wie er zwei Moscheen in der Stadt Christchurch in Neuseeland überfiel und
ein Blutbad anrichtete. Der Killer tötete und verletzte wahllos Frauen,
Männer und sogar Kinder. Weil er eine Helmkamera trug, wurden viele
Menschen live im Internet Zeugen, wie er das furchtbare Blutbad anrichtete.
In einer kurz zuvor über das Internet verbreiteten faschistischen
Kampfschrift hatte er die angebliche »Invasion« Europas durch Muslime
angeprangert. Überschrieben ist sein Pamphlet mit »The Great Replacement«
(Der große Austausch), ein vom französischen Verschwörungstheoretiker
Renaud Camus entlehntes Schlagwort, wonach die christliche Bevölkerung in
Europa durch muslimische Zuwanderer ersetzt werden soll.

Der Attentäter und Autor der Hassschrift ist nach allen vorliegenden
Berichten ein weißer Nationalist aus Australien, der sich im Widerstand
gegen muslimische Einwanderer wähnt. Er bezeichnete US-Präsident Donald
Trump als Symbolfigur einer »erneuerten weißen Identität«. Trump hatte den
antimuslimischen Anschlag zwar verurteilt, ihn aber faktisch
heruntergespielt, indem er erklärte, er sehe in der Ideologie der weißen
Vorherrschaft keine wachsende Gefahr. Es handele sich ja nur um eine
»kleine Gruppe von Leuten mit schweren Problemen«.

Neuseeland besteht aus zwei Inseln im südöstlichen Pazifischen Ozean. Die
Mehrheit der Einwohner Neuseelands sind weiße Einwanderer aus
Großbritannien, während die indigenen Ureinwohner der Maori, deren
Vorfahren die Polynesier sind, heute in der Minderheit sind. Sie hatten
dort seit mindestens fünfhundert Jahren gelebt, bevor im 18. Jahrhundert
mit dem britischen Kapitän James Cook die ersten Europäer kamen und mit der
Ausplünderung des Landes und der Ausbeutung seiner Einwohner begannen. Als
Folge des Eroberungskrieges der Europäer gegen die Maori überlebten von den
Ureinwohnern weniger als 100.000. Heute wird ihre Zahl mit etwa 200.000
angegeben. Wenn in einem Land wie Neuseeland mit seinen 4,5 Millionen
Einwohnern inzwischen die absolute Mehrheit der Bevölkerung europäischer
Abstammung ist, dann ist es wohl keine Frage, wer die wahren »Invasoren«
sind.

Nach letzten Berichten sind fünfzig Menschen dem Anschlag des 28jährigen
Mannes zum Opfer gefallen. Er wurde verhaftet und für das Hassverbrechen,
das alle Welt nun als »Christchurch-Massaker« kennt, unter Anklage
gestellt.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 71 vom 25. März 2019

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8595: Und morgen, den 1. April 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 01.04.2019 bis zum 02.04.2019 +++
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Sonne, Sonne, Sonne viel,

kühle Luft dagegen,

so beginnt es im April,

das macht Jean verlegen.
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KALENDERGESCHICHTEN/100: 04-2019   Der kleine Elefant - rettet die Kleinen ... (SB)



[image: Unter dem Bauch der riesigen Elefantenkuh lugt das Elefantenbaby hervor, das genauso groß ist wie Roland, der den beiden gegenübersteht - Buntstiftzeichnung: © 2019 by Schattenblick] 

Der kleine Elefant hatte das Abenteuer mit dem schwarzen Panther dank
des mutigen Eingreifens der Affen heil überstanden. Er bedankte sich
herzlich und fasste allmählich Vertrauen zu ihnen. Boss und seine
Affenbande wollten Roland am nächsten Tag zu den großen Elefanten,
seinen Verwandten, führen. Dem kleinen Elefanten gefiel der Vorschlag
und auf einmal war es ihm gar nicht mehr so wichtig, zur Gräfin und
Johann zurückzukehren, die ihn bereits vergeblich suchten ...

Roland übernachtete inmitten der Affenbande am Fuß eines mächtigen
Baumes. Den Vorschlag eines kleinen Äffchens, doch mit auf die nächste
Astgabel zu klettern, dort sei es besonders gemütlich und die Aussicht
sei prächtig, lehnte der kleine Elefant ab - Klettern war nicht so
seine Sache. Bald schon übermannte ihn die Müdigkeit, denn die
große Aufregung seines ersten Tages im Dschungel hatte ihn ganz schön
ermattet. Früh am nächsten Morgen setzte ein lautes Vogellärmen ein, ja es
klang eher wie Krach in seinen Ohren als nach dem lieblichen
Zwitschern, das er aus dem kleinen Park in der Stadt kannte. Auch
drangen die verschiedensten Laute an sein Ohr, Geräusche, die er nie
zuvor gehört hatte. Etwas ängstlich sah er sich um, doch die Affen
schienen noch zu schlafen. Er hockte sich hin, das ist zwar nicht
gerade Elefantenart, aber er hatte es sich angewöhnt, weil auch die
Menschen um ihn herum, sich stets auf irgendetwas setzten und er es
ihnen gleichtun wollte. Doch er musste nicht lange warten bis Boss
laut brüllte: "Aufstehen Leute, wir haben heute noch etwas vor! Los,
los, ihr Schlafmützen, auf geht's!"

Im Nu waren alle auf den Beinen, nahmen Roland in ihre Mitte und
machten sich auf den Weg, angeführt von Boss, der am besten wusste, wo
man die Elefantenherde treffen konnte. Sie erreichten eine kleine Anhöhe
und blickten auf eine große, aber flache Wasserstelle. Darum herum
tauchten mächtige Tiere ihre langen Rüssel in das erfrischende Nass.
Roland traute seinen Augen nicht, diese riesigen Elefanten, das sollten
die echten, die wirklichen wilden Verwandten von ihm sein?

"Na, Roland, da bist du platt, was?", freute sich Boss und ermunterte
ihn, sich mit seiner Verwandtschaft bekannt zu machen.
Der kleine Elefant zögerte, doch da hatte eine enorm riesige
Elefantenkuh ihn bereits entdeckt und schritt gebieterisch auf ihn zu.
Roland fasste sich ein Herz und ging ihr entgegen, so dass sie sich
ganz nah gegenüberstanden. Er musste seinen Kopf schon ziemlich weit
in den Nacken legen, um weit genug nach oben sehen zu können.

"Was ist denn mit dir passiert?", staunte die Elefantenkuh, "warum
bist du denn so winzig und siehst doch aus wie ein Erwachsener?"

Darauf wusste Roland nichts zu antworten, schließlich hatte er bis
jetzt angenommen, dass alle Elefanten so aussehen würden wie er. Das erste
Mal in seinem Leben empfand er sich als merkwürdig, irgendwie
sonderbar.

"Oh, du kannst nicht sprechen, tut mir leid, das wusste ich nicht",
entschuldigte sich die Elefantin, als er nichts sagte.

"Doch, doch, das kann ich wohl, aber ich habe noch nie zuvor solche
wie euch gesehen. Ihr seid so groß, dass es mir die Sprache
verschlagen hat", erklärte Roland.

"Aber woher kommst du, dass du noch keinem von uns begegnet bist?",
forschte sie nach.

Da wurde sie unterbrochen, zwischen ihren Beinen zwängte sich ein noch
recht kleines Elefantenbaby hindurch und blickte den neuen Gast
neugierig an. Tastend streckte es seinen kleinen, kurzen Rüssel vor
und schnupperte. Dann sah es fragend zu seiner Mutter auf und platzte
freudig mit seiner Frage heraus. "Spielst du mit mir? Wir können uns
im Schlamm wälzen und mit Wasser nass spritzen, das mach Spaß!",
lachte das Elefantenbaby.

"Warte, warte, Nico, nicht so schnell", wies die Elefantenmutter ihren Sohn sanft
zurecht, "wir machen uns gerade erst bekannt. Unser Gast ist etwas
ganz Besonderes. Also, gedulde dich noch eine Weile."

Mürrisch und unverständig verkroch sich der Kleine unter seine Mutter
und tat das nächst Beste, er trank sich ordentlich an ihrer Milch
satt. Die Elefantenfrau wendete sich wieder Roland zu, der nun auch
antworten wollte.

"In meiner Heimat ist fast alles aus Stein, ein richtiges Steinland
sozusagen, voller Straßen und ungeheuer vielen Städten mit
Hochhäusern und Parkplätzen. Es gibt dort nur noch ganz wenig Bäume
und Gras - dort ist es überhaupt nicht so wie hier", berichtete er und
fügte hinzu, "ich heiße Roland, aber du kannst mich gern Ronny
nennen."

"Oh, wie schrecklich, das hört sich traurig an, ein Land, das voller
Steine ist. Kein Wunder, dass du hierher gekommen bist", sie machte
eine Pause und meinte dann, "du kannst mich Mama Maja nennen, ich bin
die älteste hier und alle anderen rufen mich auch mit diesem Namen."

"Das ist sehr freundlich von dir, Mama Maja", bedankte sich der kleine
Elefant.

"Nun, Ronny, weißt du was, ich stelle dich erst einmal meiner Familie
vor, dann sehen wir weiter!"

"Gerne, aber können meine Freunde mitkommen? Sie haben mich hierher
geführt und passen gut auf mich auf, weil ich mich hier doch nicht
auskenne."

"Kein Problem, aber dass mir keiner von ihnen Unsinn macht!", forderte
Mama Maja ernst.

Roland rief zu Boss hinüber, dass sie ihn begleiten können. Prompt
setzte sich die Affenbande in Bewegung und hüpfte, sprang und rannte
zu ihm hin. Sie folgten der großen Elefantendame und landeten
schließlich in einer Horde wirklich beeindruckend riesiger Elefanten.
Und natürlich machten die kleinen Äffchen Unsinn, zogen an
Elefantenohren und kletterten daran hoch, turnten auf Elefantenrücken
und hangelten sich an Schwänzen und Beinen wieder hinunter. Doch das
schien die Dickhäuter nicht besonders zu stören, wohl auch, weil sie
viel zu neugierig auf den sonderbaren Elefanten waren, der sie da
besuchen kam.

Roland kam aus dem Staunen gar nicht mehr
heraus und fühlte sich unter ihnen als Winzling, wie er es nie zuvor
getan hatte. Als Nico, das Elefantenbaby sich zu ihm gesellte, ging es
ihm schon ein wenig besser. Alle Familienmitglieder von Mama Maja
begrüßten ihn freundlich, aber auch sie wollten wissen, wie es dazu
kam, dass er so klein sei. Da Roland es nicht besser wusste, sagte er,
dass in seiner Heimat alle so seien wie er. Das genügte den Elefanten
und als Mama Maja dann auch noch erklärte, dass der kleine Elefant aus
einem Steinland komme und dass es dort wahrscheinlich kaum etwas zu
Essen gäbe und kein Elefant ohne Essen groß werden könne, war die
Erklärung perfekt und die Neugier der großen Tiere befriedigt.

Unterdessen hatten die Gräfin und Johann die Suche nach Roland
unterbrechen müssen, denn sie trafen sich mit wichtigen Leuten aus dem
Land auf einem Versammlungsplatz unter einem großen Baum. Sie wollten
erreichen, dass sämtliche kleinen Tiere hier in Afrika eine neue
Heimat finden sollten und dazu brauchten sie eine Erlaubnis. Sie
ahnten ja nicht, dass sie, während sie so miteinander sprachen, von
jemandem belauscht wurden, der sich all das Gesagte genau merkte ...

Fortsetzung folgt ...



zum 1. April 2019
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GLEICHHEIT/6843: 69. Berlinale - Ein neuer Film über Bertolt Brecht


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

69. Berlinale: Ein neuer Film über Bertolt Brecht

Von Stefan Steinberg und Sybille Fuchs

29. März 2019



In den letzten Jahren wächst das Interesse an dem linken deutschen
Dramatiker und Dichter Bertolt Brecht (1898-1956). Zu den jüngsten
Anzeichen für die erneute Aufmerksamkeit zählen die 2014 veröffentlichte
umfangreiche Brecht-Biografie [1] von Stephen Parker [2], deren deutsche
Übersetzung 2018 im Suhrkamp Verlag erschien, und der Film Macky Messer
- Brechts Dreigroschenfilm  [3] unter der Regie von Joachim A. Lang.

Auf der diesjährigen Berlinale hatte die neue Brecht-Filmbiografie des für
seine historischen Dokudramen bekannten und vielfach ausgezeichneten
Regisseurs Heinrich Breloer Premiere. Am 22. März lief der Film auf ARTE
und am 27.März in der ARD.

Breloer macht Filme zu historischen Themen in der Art von sogenannten 
Doku-Dramen, darunter Die Manns - Ein Jahrhundertroman über Thomas Mann
und seine Familie, 2001; Speer und Er, über Hitler und seinen
Lieblingsarchitekten Albert Speer, 2005; und Buddenbrooks nach dem
Roman von Thomas Mann, 2008.

Breloer kombiniert in diesen Arbeiten Dokumentationsmaterial mit von
Schauspielern nachgespielten dramatischen Szenen und ergänzt sie mit
Kommentaren. Durch diese Technik kann er einerseits eine lebendige
Aktualität vermitteln, andererseits die historische Distanz verdeutlichen.
Mit seinen Filmen konnte Breloer ein großes Fernsehpublikum für historische
oder literarische Stoffe gewinnen, die sich mit Schlüsselfiguren und
Epochen der deutschen Geschichte und Literatur beschäftigen. Er hat den
gleichen Ansatz für seine neue Arbeit über Brecht gewählt.

Wie Breloer (geb. 1942) in der Einleitung des zu seinem Film erschienenen
Buchs [4] erklärt, begann seine Faszination für Brecht in seiner
Studentenzeit. Damals fiel ihm eine Ausgabe von Brechts Hauspostille in die
Hände, einem Lyrikband, der damals viele junge Leute begeisterte, die
begannen, sich mit dem im Westen als Parteigänger der SED verteufelten
Autor zu beschäftigen. Bereits im Sommer 1963, nur sieben Jahre nach
Brechts Tod, arbeitete der junge Breloer zusammen mit Claus Peymann, einem
der herausragendsten deutschen Theaterregisseure, an einer Inszenierung von
Brechts Antigone, einer Adaption der Tragödie von Sophokles in der
Übersetzung Friedrich Hölderlins von 1804.

Einige Jahre später, im Sommer 1977, hatte Breloer eine Kopie des von
Werner Frisch und KW Obermeier gesammelten Materials über Brecht
(veröffentlicht 1975) in seinem Rucksack und reiste nach Augsburg, dem
Geburtsort von Brecht. Dort spürte er Leute auf, die Brecht noch persönlich
gekannt hatten und interviewte sie, darunter auch Paula Banholzer, Brechts
erste Liebe.

2010 widmete sich Breloer erneut Brecht. Er begann weitere Persönlichkeiten
zu interviewen, mit denen er nach seiner Rückkehr aus dem Exil in den USA
und ab 1949 in der DDR zusammengearbeitet hatte, die in den 16 Jahren bis
zu seinem Tod 1956 in seinem Leben eine Rolle spielten.

Diese Interviews mit einigen der engsten Freunde und Mitarbeiter Brechts
machen den Reiz des neuen Films aus, denn diese Interview-Clips beleuchten
jeweils wichtige Episoden in Brechts Leben und seine bedeutendsten
Inszenierungen dieser Zeit.

Breloers Brecht besteht aus zwei Teilen. Die ersten 90 Minuten mit
dem Titel Die Liebe dauert oder dauert nicht beschäftigen sich
ausführlich mit den Aktivitäten und dem Liebesleben des jungen Brecht in
Augsburg. Aber zugleich reagiert er mit seinen ersten schriftstellerischen
Versuchen auf das Zeitgeschehen: 1914, zu Beginn des Ersten Weltkriegs,
hatte sich der gerade 16-jährige Gymnasiast in vaterländischer Propaganda
geübt, Aber schon bald wendet er sich gegen den grausamen imperialistischen
Krieg, vor allem als ihn Briefe seines Jugendfreunds Caspar Neher (Ernst
Stötzner) von der Front erreichen, der ihm von den fürchterlichen
Schlächterei berichtet. Neher wurde später ein berühmter Bühnenbildner, der
an vielen Produktionen von Brecht mitgearbeitet hat.

In einer frühen Szene des Films werden wir Zeuge, wie der junge Brecht (Tom
Schilling) zum Entsetzen seines Lehrers in einem Aufsatz als einziger der
Klasse dem Satz des Horaz, "Dulce et decorum est pro patria mori" (Süß und
ehrenvoll ist es, für das Vaterland zu sterben) heftig widerspricht. Dem
jungen "Volksverräter" wird sofort mit Schulverweis und dem Verlust der
Zulassung zum Abitur gedroht.

Breloer konzentriert die ersten Szenen auf die wilden Augsburger Jahre
Brechts mit seinen Freunden und die Beziehung zu Paula Banholzer, mit der
er seinen Sohn Frank zeugt, was ihn aber nicht daran hindert, in München
kurz darauf ein Verhältnis mit der Opernsängerin Marianne Zoff (Friederike
Becht) zu beginnen und sie zu heiraten. Sie bringt bald darauf seine
Tochter, die spätere Schauspielerin Hanne Hiob, zur Welt. In die
Spielszenen mit der gespielten Paula (Mala Emde) werden Interviews mit der
gealterten Paula Banholzer eingeblendet.

Nach dem Krieg ist Brecht im April-Mai 1919 in München, als von der
sozialdemokratischen Regierung in Berlin geschickte Reichswehrtruppen
zusammen mit rechten nationalistischen Freikorpssöldnern die Münchner
Räterepublik brutal und blutig niederschlagen. Zu dieser Zeit sympathisiert
Brecht mit der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei (USDP), die sich
1917 von der Sozialdemokratischen Partei abgespalten hatte.

Diese Ereignisse - die Rolle des deutschen Kapitalismus im schrecklichen
Krieg und die Niederlage der revolutionären Aufstände im Jahre 1919
(einschließlich der Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht im
Januar dieses turbulenten Jahres) sowie die russische Revolution von 1917 -
spielten eine entscheidende Rolle in Brechts politischer und künstlerischer
Entwicklung.

In München wendet sich Brecht an den damals bekannten Schriftsteller Lion
Feuchtwanger, der ihn unter seine Fittiche nimmt und ihm bei seinen ersten
Bühnenversuchen hilft. Kurz darauf feiert der junge, inzwischen nach Berlin
übergesiedelte Dramatiker mit dem Stück Trommeln in der Nacht in
München seinen ersten Erfolg. "Der 24-jährige Dichter Bert Brecht hat über
Nacht das dichterische Antlitz Deutschlands verändert", schrieb der
einflussreiche Theaterkritiker Herbert Ihering nach der dortigen Premiere
des Stücks am 29. September 1922.

Breloer folgt dann Brechts Umzug nach Berlin, wo er als Dramatiker bald
beachtlichen Erfolg hat. In Berlin lernt er die Schauspielerin Helene
Weigel (Lou Strenger), seine spätere Ehefrau und lebenslange Gefährtin und
Mitarbeiterin kennen. Dort feiert er als Dramatiker weitere Erfolge. Den
Höhepunkt seiner erfolgreichen Arbeit in der Weimarer Republik bildet die
triumphale Aufführung seiner zusammen mit Elisabeth Hauptmann (Leonie
Benesch), einer weiteren Geliebten und Mitarbeiterin, und dem Komponisten
Kurt Weill verfassten Dreigroschenoper im Jahr 1928 im Theater am
Schiffbauerdamm.

Ende der zwanziger Jahre beginnt Brecht, marxistische Literatur zu
studieren, und gerät zunehmend unter den Einfluss der Kommunistischen
Partei Deutschlands (KPD), aber auch von linken Abweichlern und
Intellektuellen wie Karl Korsch. Er möchte sich und seine Kunst in den
Dienst der proletarischen Revolution stellen, aber die Stalinisierung der
Kommunistischen Partei und antimarxistische Persönlichkeiten wie Korsch
tragen zu Brechts politischer Desorientierung bei.

In mehreren Interviews verweist Breloer auf Brechts Bemühungen, sein
Privatleben und seine Persönlichkeit zu verbergen. Stattdessen wollte der
Dramatiker nur in Bezug auf seine Arbeit in Erinnerung bleiben. "Er liebte
die Masken der Klassiker", stellt der Filmemacher fest. Mit seinem Film
versucht Breloer, hinter diese "Masken" zu schauen und Brechts persönliches
Leben zu beleuchten. Er geht dabei näher auf die komplexen Beziehungen von
Brecht zu einigen seiner engsten Mitarbeiterinnen und Geliebten ein. Dabei
macht er deutlich, dass Brecht in seiner literarischen und dramatischen
Arbeit stets auf Zusammenarbeit abzielte und seine Ideen als Leitfigur
eines Teams entwickelte.

Die entscheidenden Auseinandersetzungen Brechts mit der Kommunistischen
Partei und sein letztlich feiges Einknicken vor der stalinistischen
Bürokratie vor allem in den Jahren des Exils nach der Machtübernahme der
Nationalsozialisten in Deutschland kommen bei Breloer kaum vor,
genausowenig wie seine intensiven Gespräche mit Walter Benjamin u. a. über
die Rolle Leo Trotzkis.

In seinem Buch stellt Breloer fest, dass das stalinistische Archiv in
Moskau Brecht in den 1930er Jahren als "Trotzkisten" bezeichnete, basierend
auf den Verbindungen des Dramatikers mit Kollegen, wie der Schauspielerin
Carola Neher. Sie und ihr Ehemann Anatol Becker wurden als Trotzkisten
angeklagt. Becker wurde 1937 hingerichtet und Carola starb 1942 im
stalinistischen Gulag. Brecht unternahm ein paar halbherzige, vergebliche
Versuche, etwas über ihr Schicksal herauszufinden. Er gab es aber bald auf,
zumal er nach und nach erfuhr, dass fast alle seiner in Moskau lebenden
Freunde und Bekannten ebenfalls dem Terror Stalins zum Opfer fielen. In
Wirklichkeit lehnte Brecht, obwohl er Trotzkis Schriften bewunderte und
lobte, dessen Analyse der stalinistischen Bürokratie als konterrevolutionär
ab.

Breloers Film überspringt nahezu vollständig die Zeit von Brecht im
europäischen und amerikanischen Exil. Im zweiten Teil, Das Einfache, das
schwer zu machen ist, sehen wir den viel älteren Schriftsteller, der
jetzt von Burghart Klaussner gespielt wird. Er setzt ein im Oktober 1947 in
den USA, wo Brecht vor dem McCarthy-Ausschuss des Repräsentantenhauses für
unamerikanische Aktivitäten (Un-American Activities Committee, HUAC)
aussagen muss. Dieses Komitee veranstaltete nach dem Krieg eine wilde
antikommunistische Hexenjagd gegen Kulturschaffende, vor allem in der
Filmbranche. Breloer zeigt die Originalaufnahme des Verhörs sowie Szenen,
in denen die dänische Schriftstellerin, Schauspielerin und Regisseurin Ruth
Berlau (Trine Dyrholm), mit ihm seine Aussagen einstudiert.

Am Tag nach der HUAC-Anhörung am 30. Oktober, in der er erklärte, er sei
nie Mitglied der Kommunistischen Partei gewesen (was streng genommen wahr
war), kehrt Brecht nach Europa zurück. Schließlich siedelt er zwei Jahre
später in die stalinistische DDR über, wo er seine literarische und
dramatische Arbeit wieder aufnehmen kann. Mit seiner Ehefrau Helene Weigel,
kongenial gespielt von Adele Neuhauser, baut er das Berliner Ensemble auf,
eine Schauspieltruppe, die zunächst im Deutschen Theater spielen kann und
vom Publikum begeistert gefeiert wird.

1953 erhält er schließlich sein eigenes Theater, das Theater am
Schiffbauerdamm. Helene Weigel wird Intendantin. Gleichzeitig aber beginnt
die SED-Bürokratie eine Kampagne gegen ihn als Formalisten und versucht,
gegen ihn zu intrigieren. Brechts Inszenierung des Urfaust von
Goethe trifft auf heftige Kritik der Kommunistischen Partei und ihrer
Presse.

Obwohl er nach dem Krieg ständig mit den nationalistischen stalinistischen
Philistern in Ostdeutschland in Konflikt gerät, ergreift Brecht wiederholt
in entscheidenden Momenten Partei für die DDR und die Sowjetbürokratie, vor
allem im Juni 1953, als er nach dem Aufstand der ostdeutschen Arbeiter das
Regime von Walter Ulbricht öffentlich, wenn auch nicht ganz unkritisch,
unterstützt. Veröffentlicht wurde in Ost (und West) allerdings nur seine
Ergebenheitsbekundung. Nachdem Brecht die Bürokratie seiner Solidarität
versichert hat, verfasst er gleichzeitig Notizen, in denen er die SED,
Ulbricht, Stalin und ihre Politik kritisiert. Diese Notizen landen jedoch
immer sicher in seiner Schublade.

Das Ulbricht-Regime ist sich bewusst, dass Brechts Werk nicht in seine
repressive, antimarxistische Zwangsjacke des "sozialistischen Realismus"
passt, entscheidet jedoch, dass der Dramatiker und seine Theatergruppe, die
immer unter strenger Beobachtung des staatlichen Sicherheitsdienstes
(Stasi) stehen, eine wichtige Rolle spielen können. Sie dienen als
Propagandaaushängeschild und Sicherheitsventil, um zu verhindern, dass
sozial unzufriedene Schichten das System herausfordern. Brecht erhält eben
darum ein Jahr vor seinem Tod in Moskau den Stalin-Friedenspreis. "Die
Impulse der Menschen werden friedlich. Der Kampf aller gegen alle
verwandelt sich in einen Kampf aller für alle ...", sagt Brecht beschwörend
in seiner Dankesrede. Breloers Film stellt diese Ereignisse überzeugend
dar.

Brecht schließt immer wieder künstlerische Kompromisse - etwa die
Verlagerung seiner Inszenierungen auf Stücke aus anderen Kontinenten oder
vergangenen Jahrhunderten, wie bei dem Hofmeister des
Sturm-und-Drang-Autors Jakob Michael Reinhold Lenz. Oder er versteckt
aktuelle gesellschaftliche Probleme in Fabeln und Allegorien, um eine
direkte Konfrontation mit der Bürokratie zu vermeiden. Wichtige Sequenzen
gegen Ende des Films zeigen Brecht bei den Proben einiger seiner späteren
Werke, darunter Mutter Courage, Der kaukasische Kreidekreis und
Leben des Galilei.

Breloers Film deutet an, dass Galilei eine deutliche Parallele zu
Brechts Leben und Karriere hat. Der herausragende Astronom und Physiker
Galileo Galilei (1564-1642), hat mit dem Papsttum einen Pakt geschlossen
und seine wissenschaftlichen Entdeckungen widerrufen, um der Bestrafung
durch die Inquisition zu entgehen. Während die erste, noch in Los Angeles
aufgeführte Fassung des Stücks angesichts der Zündung der Atombombe vor
allem das Thema der gesellschaftlichen Verantwortung des
Naturwissenschaftlers behandelt, deutet die neue Fassung auf Brechts
prekäres Verhältnis zur stalinistischen Bürokratie und die Kompromisse hin,
die er schließt, um seine Arbeit fortsetzen zu können. Es fällt der Satz
von Galilei, seine Hände seien "besser befleckt als leer". Die Premiere
erlebt Brecht nicht mehr. Er stirbt am 14. August 1956 an Herzversagen.

Breloers Film und das Begleitbuch bieten einer jüngeren Generation die
Gelegenheit, sich mit Brecht, dieser literarischen Schlüsselfigur des 20.
Jahrhunderts, jenseits von aufgezwungener Schullektüre vertraut zu machen.
Das wieder aufgelebte Interesse an Brecht, der seit Jahrzehnten von der
akademischen und offiziellen intellektuellen Welt als "toter Hund" oder
schlechter behandelt wird und nur noch selten aufgeführt wurde, ist ein
Hinweis auf eine zunehmende Radikalisierung in der Gesellschaft.

Sowohl bei Arte als auch in der ARD sind die Filmbiografie als auch die
Dokumentation in der Mediathek weiterhin zu sehen.

Eine erste Fassung dieses Artikels erschien auf Englisch als vierter
einer Artikelreihe über die 69. Berlinale, die vom 7. bis 17. Februar 2019
stattfand.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2016/05/04/park-m04.html

[2] https://www.wsws.org/en/articles/2016/04/19/inte-a18.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2018/09/19/brech-s19.html

[4] Heinrich Breloer: Brecht. Roman seines Lebens. Kiepenheuer &
Witsch, 528 Seiten, 26,00 Euro, ISBN 978-3-462-31862-3
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AUSLAND/9022: Aus aller Welt - 31.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bürgerrechtsaktivistin Caputová wird Präsidentin der Slowakei

In der Slowakei hat sich die Bürgerrechtlerin Zuzana Caputová bei der
Präsidentschaftswahl mit einem deutlichen Vorsprung vor ihrem
Konkurrenten, EU-Kommissar Marcos Sefcovic, durchsetzen können.
In der Stichwahl erhielt die 45jährige liberale Bürgeranwältin nach
Angaben des slowakischen Statistikamtes 58,4 Prozent der Stimmen,
Sefcovic kam auf knapp 42 Prozent. Der Wahlkampf war überschattet von
dem noch nicht vollständig aufgeklärten Mord an dem
Investigativjournalisten Jan Kuciak und dessen Verlobter Martina
Kusnírová im Februar vergangenen Jahres. Caputová war Teil der
Bewegung, die nach dem Doppelmord für eine anständige Slowakei
demonstrierte. Die stellvertretende Vorsitzende der 2017 gegründeten
Partei Progressive Slowakei wird ihr Amt am 15. Juli antreten.
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JUSTIZ/9022: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Überfall in Wandsbek - Restaurantangestellte niedergeschlagen

Bei einem Überfall im Hamburger Stadtteil Wandsbek ist in der Nacht
zum Sonntag die Mitarbeiterin eines Restaurantbetriebes leicht
verletzt worden. Die 23-Jährige durchquerte mit den Tageseinnahmen das
Foyer eines angrenzenden Kinos, als sich ihr zwei maskierte Männer in
den Weg stellten und die Herausgabe des Bargelds verlangten. Um ihrer
Forderung Nachdruck zu verleihen, schlugen sie der jungen Frau ins
Gesicht. Danach flohen sie mit rund 800 Euro in unbekannte Richtung.
Eine Sofortfahndung nach den beiden Männern verlief erfolglos.
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MILITÄR/9019: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Anschlag auf afghanischen Vizepräsidenten Dostum

In der nordafghanischen Provinz Balkh haben Talibankämpfer einen
Fahrzeugkonvoi von dem Vizepräsidenten und Ex-Warlord Abdul Rashid
Dostum angegriffen. Wie aus einem Beitrag der Nachrichtenagentur
AFP hervorgeht, wurden bei dem etwa eineinhalbstündigen
Feuergefecht mehrere Leibwächter des Politikers getötet. Dostum
selbst blieb bei dem Anschlag unversehrt. Die Aufständischen
bekannten sich im Kurzmitteilungsdienst Twitter zu der Tat.
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POLITIK/9021: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Personeller Wechsel an der Parteispitze der Nord-SPD

Die SPD in Schleswig-Holstein hat die Landtagsabgeordnete Serpil
Midyatli zur ihrer neuen Vorsitzenden gewählt. Auf einem
Landesparteitag in Norderstedt erhielt die 43 Jahre alte Kieler
Politikerin 90 Prozent der Stimmen. Midyatli löst nach zwölf Jahren
Ralf Stegner ab, der nicht mehr für den Parteivorsitz kandidierte.
Stegner will nach eigenen Angaben aber Landtagsfraktionschef bleiben.
In ihrer Bewerbungsrede vor der Wahl hatte Midyatli betont, daß die
SPD verlorenes Vertrauen zurückgewinnen müsse.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9020: Tragisches und Kurioses - 31.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Fossilienfunde in North Dakota zeigen Massensterben

In der Ausgrabungsstätte Tanis im US-Bundesstaat North Dakota haben
Paläontologen zahlreiche Zeugnisse eines Massensterbens entdeckt, das
sich vor 66 Millionen Jahren zugetragen hat. Die Fossilien vom Ende
der Kreidezeit seien innerhalb von Minuten nach dem Einschlag eines
Meteoriten im Bereich des heutigen Mexikos entstanden, heißt es in
einer Wissenschaftsstudie der University of Kansas. Der Impakt
löschte einen Großteil der Dinosaurier zusammen mit 75 Prozent allen
Lebens auf der Erde aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8105: Aus Forschung und Technik - 31.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



ESA hofft auf Zusammenarbeit mit den USA

Die Europäische Weltraumorganisation ESA und die amerikanische Luft-
und Raumfahrtbehörde NASA wollen die Möglichkeiten einer gemeinsamen
Erschließung des Mondes prüfen. Während der National Academies' Space
Science Woche in Washington unterzeichneten David Parker,
ESA-Direktor für astronautische und robotische Exploration, und
Thomas Zurbuchen, Wissenschaftsdirektor der NASA, eine
Absichtserklärung über die Koordinierung der gemeinsamen
wissenschaftlichen Mondforschung und die Ermittlung von
Kooperationsmöglichkeiten. Die USA wollen innerhalb von fünf Jahren
wieder Astronauten zum Erdtrabanten schicken. Die ESA hofft dabei auf
eine Zusammenarbeit mit den Amerikanern. Es sei zu klären, welche
Rolle die ESA spielen könne, sollte die NASA die Pläne der
US-Regierung nicht umsetzen können, sagte der ESA-Chef
Johann-Dietrich Wörner in einem Gespräch mit dem Spiegel-Magazin.
Eine ähnliche Konkurrenzsituation wie vor 50 Jahren solle es nicht
noch einmal geben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8118: Aus aller Welt - 31.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Weißes Haus hält Hilfsgelder für zentralamerikanische Staaten zurück

Die US-Regierung hat in den Haushalten 2017/18 die Finanzhilfen für
El Salvador, Guatemala und Honduras gestrichen. Das gab ein Sprecher
des Außenministeriums am Samstag bekannt, ohne die Maßnahme zu
begründen, wie der TV-Sender ABC meldete. In den zurückliegenden
beiden Jahren betrug die vom Kongreß bewilligte Finanzhilfe für alle
zentralafrikanischen Länder zusammen rund 1,3 Milliarden Dollar. Die
Tageszeitung Politico berichtete, die Gelder seien den
Bestimmungsländern nicht ausgezahlt worden. Präsident Trump will die
Regierungen des "Nördlichen Dreiecks" erklärtermaßen zwingen, die
Abwanderung von Teilen der Bevölkerung in die USA zu unterbinden.
Noch im Dezember hatten die Regierung der USA und Mexikos
umfangreiche Investitionen im "Nördlichen Dreieck" vereinbart, um die
Abwanderung von dort einzudämmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8077: Medizin und Gesundheitswesen - 31.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Großstädte schaden dem Gehör

Die Lärmbelastung in den Großstädten ist immens. Das haben
verschiedene Studien gezeigt. Jetzt bietet das Berliner Unternehmen
Mimi Hearing Technologies Apps an, die Smartphonenutzern Aufschluß
über ihr individuelles Hörvermögen geben und daran die Lautstärke der
Musik anpassen. Die dabei anfallenden Daten wurden gerade
ausgewertet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8106: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Rohrbombe in Derry detoniert

In einem Garten der nordirischen Stadt Londonderry (Derry) ist in der
Nacht auf Sonntag eine Rohrbombe detoniert, ohne größere Schäden zu
verursachen oder jemanden zu verletzen. Das meldete die örtliche
Polizei. Im Januar war vor einem Gericht in der Stadt eine Bombe
explodiert. Vorab war die Justizbehörde gewarnt worden, so daß es
auch damals keine Verletzten gegeben hat. Ob die Explosionen im
Zusammenhang mit dem Brexit stehen, ist nicht bekannt. Bei einer
Schließung der Grenze zwischen Nordirland und der Republik Irland
könnten die Gewaltaktionen militanter Loyalisten und Unionisten wie
im vergangenen Bürgerkrieg wieder aufgenommen werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8029: Sprache, Kunst und Medium - 31.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Paris rechnet mit großem Andrang bei der Tutanchamun-Schau

Die Kultur und Mystik der Pharaonen übt in Europa nach wie vor eine
große Anziehungskraft aus. So waren zu der letzten Pariser
Tutanchamun-Ausstellung im Jahr 1967, die mit rund 40 Objekten relativ
klein gehalten war, einschließlich der 70tägigen Verlängerung über
eine Million Besucher geströmt.

Die diesmal in der Pariser Grande Halle del la Villette bis zum 15.
September angesetzte aktuelle Tutanchamun-Schau präsentiert mit 150
Originalstücken die bislang größte Tutanchamun-Wanderausstellung.
Allein 60 Objekte sind erstmals außerhalb Ägyptens zu sehen.

Auf diese Weise wolle man die Entdeckung des überaus prunkvoll
ausgestattete Pharaonen-Grabes vor annähernd 100 Jahren durch den
britischen Archäologen Howard Carter feiern, sagte der Kurator und
Ägyptologe Tarik El Awady.

Wie die Deutsche Welle (DW) berichtet, wird an der Seine mit einem
Massenandrang, darunter vielen Ausländern gerechnet, die allein wegen
der einzigartigen Präsentation nach Frankreich kommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8096: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Vier Tote bei Protestkundgebung im Gazastreifen

Bei der Protestkundgebung "Eine-Million-Marsch" im Gazastreifen sind
am Samstag mindestens vier Demonstranten von israelischen Soldaten
erschossen oder tödlich verwundet worden. Weitere 300 Palästinenser
wurden nach Angaben aus Gaza verletzt, wobei 64 von Kugeln getroffen
wurden. An dem Protest unter anderem gegen die Blockade des
palästinensischen Lebensraums haben sich rund 40.000 Menschen
beteiligt. Die Kundgebung zum Jahrestag der Freitagsdemonstrationen
war auf den Samstag verlegt worden, weil am 30. März 1976 in Sachnin
sechs israelische Araber von der israelischen Polizei getötet worden
waren, als sie gegen die Beschlagnahmung arabischen Bodens
protestiert hatten. Seitdem nennen die Palästinenser den 30. März
"Tag des Bodens". Mit ihrem "Marsch der Rückkehr" fordern die
Palästinenser das Recht der bei der Staatsgründung Israels
vertriebenen Menschen und ihrer Nachfahren auf Rückkehr in die alte
Heimat ein. Bei den wöchentlichen Protestkundgebungen wurden
insgesamt 269 Palästinenser, darunter mindestens 50 Kinder,
erschossen. Tausende wurden verwundet.

Vor der Kundgebung am Samstag hatten sich israelische und
palästinensische Behördenvertreter darauf verständigt, die
Demonstration in mindestens 300 Metern Entfernung vom Grenzzaun
stattfinden zu lassen, wie die israelische Tageszeitung Haaretz am
Freitagabend berichtete. Als Gegenleistung sollte sich das Militär
bei der Zerschlagung von Unruhen zurückhalten. Außerdem sollte die
Einfuhr von Waren in den Gazastreifen erleichtert werden. Die am
Montag vor einer Woche geschlossenen Übergänge Eres und Kerem Schalom
wurden inzwischen wieder geöffnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8110: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.03.2019 (SB)




VOM TAGE



SPD in Schleswig-Holstein wählt Serpil Midyatli zur Vorsitzenden

Der Landesparteitag der SPD von Schleswig-Holstein hat die 43jährige
Kielerin Serpil Midyatli zur Vorsitzenden gewählt. Auf sie entfielen
rund 90 Prozent der Delegiertenstimmen. Gegenkandidaten hatte es
nicht gegeben. Midyatli setzt sich für einen weiterhin progressiv
links ausgerichteten Landesverband ein. Themen sollen unter anderem
bezahlbarer Wohnraum und Mobilität nicht nur in den Städten, sondern
auch im ländlichen Raum sein, wie sie dem NDR sagte. Sie tritt damit
die Nachfolge ihres politischen Ziehvaters Ralf Stegner an, der nach
zwölf Jahren sich nicht wieder für den Posten beworben hatte. Stegner
wird Fraktionsvorsitzender im Landtag und stellvertretender
Bundesvorsitzender der SPD bleiben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8079: Tragisches und Kurioses - 31.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Rekord-Hitzewelle in Alaska hat Konsequenzen

Während in den polaren Gegenden Nordamerikas um diese Jahreszeit
normalerweise noch strenger Winter mit Temperaturen weit unter dem
Gefrierpunkt herrschen, ist in diesem Frühjahr alles ganz anders. So
meldet der US-Bundesstaat Alaska von seinen Nordküsten Werte um Null
Grad und damit rund 20 Grad höhere als für die Jahreszeit üblich.

Für Alaska und den Norden Kanadas ist das eine Katastrophe, wie der
Klimaexperte Rick Thoman vom Alaska Center for Climate Assessment
erklärte. In vielen Städten sind laut ARD Tagesschau reihenweise
neue Rekordtemperaturen registriert worden; am Wochenende sollte es
sogar noch wärmer werden.

Das hat fatale Auswirkungen für viele Tierarten, die für das Überleben
auf Schnee und Eis angewiesen sind. Aber auch das Transportwesen im
Norden bricht zusammen, wenn die sonst zugefrorenen Flüsse und Seen
sowie das Meer von Schneemobilen, Kettenfahrzeugen und Hundeschlitten
nicht mehr genutzt werden können.

31. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8107: Arbeit, Soziales und Familie - 31.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Spanier protestieren gegen Landflucht

In Madrid haben bis zu 100.000 Menschen gegen die Landflucht und die
Unterversorgung des ländlichen Raums in Spanien protestiert. Die
Kundgebung unter dem Motto "Die Revolte des entleerten Spaniens" war
von den Plattformen "Teruel existe" und "Soria Ya!" auf den Weg
gebracht worden. Die Provinzen Teruel in Aragonien und Soria in
Kastilien-León sind besonders von Landflucht betroffen. Offiziellen
Angaben zufolge beträgt die Bevölkerungsdichte in knapp der Hälfte
aller Gemeinden des Landes nicht einmal 12,5 Einwohner pro
Quadratkilometer. Damit besteht dort ein Entvölkerungsrisiko. Die
Regierung in Madrid hat am Freitag Pläne vorgelegt, wie sie der
Landflucht begegnen will. Unter anderem soll der ländliche Raum
bessere Internetanbindungen bekommen und Jugendlichen mehr
Beschäftigungsmöglichkeiten bieten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8088: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 31.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Genpflanzen können Spritzmittelnbedarf erhöhen

Gentechnisch veränderte Pflanzen bedeuten einen tiefen Eingriff in
die Umwelt. Die Folgen davon können bis heute nicht im vollen Umfang
abgeschätzt werden. Und nicht nur das: Der Gentechnik-Experte
Christoph Then aus München fand bei Untersuchungen heraus, daß sich
inzwischen mehrere Unkrautarten und Pilze an die genmanipulierten
Pflanzen angepaßt haben. Das führt dazu, daß im näheren Umfeld von
Genpflanzen oftmals mehr Spritzmittel eingesetzt werden müssen als in
der konventionellen Landwirtschaft.
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WIRTSCHAFT/8095: Märkte und Finanzen - 31.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Vodafone baut Maschinennetz mit 2000 Sendemasten aus

Vodafone wird bis September deutschlandweit 2000 Mobilfunkmasten
zusätzlich aufstellen, welche den 4G-Standard des sogenannten
Maschinennetzes bzw. Internet der Dinge bedienen. Die
Flächenabdeckung soll dann 95 Prozent erreichen. LTE (4G) nutzt das
800-MHz-Band. Das künftige 5G-Netz soll oberhalb von 2 GHz mit
entsprechend höheren Datenübertragungsraten arbeiten. Die niedrigeren
Frequenzen von 4G ermöglichen Übertragungen ins Innere von Gebäuden
mit dicken Wänden.
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WISSENSCHAFT/8111: Aus Forschung und Technik - 31.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Auch internet-ferne Computer werden ausgespäht

Das Ausmaß, in welchem US-Geheimdienste die Menschen weltweit
ausspähen, kennt keine Grenzen. Selbst Computer und private
Netzwerke, die offline sind, sind nicht sicher vor Big Brother. So
hat die NSA wiederholt eine auf Radiowellen basierende Technologie
eingesetzt, die Zugriff auf Computer erlaubte, auch wenn diese gar
nicht mit dem Internet verbunden waren. Allerdings müssen dafür
bestimmte Bauteile in die betreffenden Geräte eingesetzt werden.

31. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1839: Regierungspressekonferenz vom 29. März 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 29. März 2019

Regierungspressekonferenz vom 28. März 2019

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Hannover Messe, EU-Projekttag
an Schulen, Kabinettssitzung, Ministerpräsidentenkonferenz Ost, Reise nach
Irland), Reisen des Bundesaußenministers in die USA und nach Frankreich,
Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien, geplante Verordnungen zur
Ferkelkastration und zum Kastenstand, Nationale Plattform Zukunft der
Mobilität, Reise des Bundeswirtschaftsministers nach Russland zur Eröffnung
eines Pkw-Werks von Daimler, Einleitung eines Ermittlungsverfahrens durch
die Staatsanwaltschaft Bochum wegen des Verdachts auf Korruption beim
Verkauf von U-Booten nach Israel, Klimaschutzpolitik der Bundesregierung,
Sanktionen gegenüber Russland, Toll Collect, Marinearsenal in
Wilhelmshaven, Äußerungen des türkischen Staatspräsidenten zur Hagia Sophia
in Istanbul, Lage in Venezuela, Nuklearprogramm Saudi-Arabien


Sprecher: SRS'in Demmer, Adebahr (AA), Flosdorff (BMVg), Alemany
(BMWi), Kalwey (BMF), Brandt (BMEL), Strater (BMVI), Haufe (BMU),
Grünewälder (BMI)



Vorsitzende Buschow eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Zu den Terminen der Bundeskanzlerin:

Wie bereits in der vergangenen Woche angekündigt, wird die Bundeskanzlerin
am kommenden Sonntag und Montag die Hannover Messe besuchen und dort auch
mit dem schwedischen Ministerpräsidenten Stefan Löfven zusammentreffen.

Am Dienstag, dem 2. April, wird die Bundeskanzlerin von 10 Uhr bis 11:30
Uhr das Thomas-Mann-Gymnasium in Berlin besuchen, um mit Schülerinnen und
Schülern über Europa zu diskutieren. Auch diese gewissermaßen nachträgliche
Teilnahme der Bundeskanzlerin am EU-Projekttag an Schulen hatten wir ja
bereits angekündigt - der Termin wurde ja verschoben.

Zur Einordnung: Der jährliche Schulprojekttag geht auf eine Initiative der
Bundesregierung anlässlich der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 2007 zurück
und wird gemeinsam von Bund und Ländern durchgeführt. Ziel ist es, sich im
persönlichen Gespräch mit jungen Menschen über Europa auszutauschen und für
die europäische Idee zu werben. Viele Mitglieder der Bundesregierung, des
Deutschen Bundestages, des Europäischen Parlaments und auch der Landtage
sowie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Behörden der
EU-Institutionen waren in den vergangenen Tagen an Schulen im gesamten
Bundesgebiet unterwegs und haben mit Schülerinnen und Schülern über Europa
diskutiert.

Am Mittwoch wird die Bundeskanzlerin zunächst wie üblich um 9.30 Uhr die
Sitzung des Kabinetts leiten.

Von 15 Uhr bis 16.30 Uhr nimmt sie dann an der Regionalkonferenz der
Regierungschefinnen und Regierungschefs der ostdeutschen Bundesländer, der
sogenannten MPK Ost, in Neudietendorf in Thüringen teil. Auf der
Tagesordnung stehen unter anderem folgende Themen: die Arbeit der
Kommission gleichwertige Lebensverhältnisse, die Mobilfunkversorgung und
der Breitbandausbau sowie die zukünftige Förderung durch EU-Strukturfonds.
Im Anschluss an die Konferenz, ca. gegen 16 Uhr, wird es dann eine
Pressekonferenz geben.

Am Donnerstag, dem 4. April, wird die Kanzlerin zu einem Kurzbesuch nach
Irland reisen. Die Bundeskanzlerin möchte sich auf Einladung des Taoiseach,
also des Premierministers von Irland, Leo Varadkar, vor Ort in Irland ein
Bild über die aktuelle Situation machen. Im Vordergrund der politischen
Gespräche steht die aktuelle europapolitische Agenda, insbesondere die
aktuellen Entwicklungen zum Austritt Großbritanniens aus der EU. Im
Anschluss ist eine gemeinsame Pressekonferenz geplant. Über Details und
insbesondere die genauen Zeiten informieren wir Sie so bald wie möglich.

Frage: Frau Demmer, beabsichtigt die Kanzlerin, in Irland die irische
Regierung zu ermahnen, auch im Falle eines harten Brexit die Außengrenze
der EU zu schützen?

SRS'in Demmer: Ich kann den Gesprächen hier nicht vorgreifen. Ermahnungen
sind bestimmt nicht geplant. Es wird natürlich Gespräche zu aktuellen
politischen Themen geben; dazu gehört natürlich der Brexit. Aber wie
gesagt, ich kann den Gesprächen hier nicht vorgreifen.

Adebahr: Ich möchte Ihnen gerne ankündigen, dass der Außenminister derzeit
auf dem Weg nach New York ist und nächste Woche Montag noch einmal neu in
die Vereinigten Staaten reisen wird, um dann am Montag zunächst mit seinem
französischen Amtskollegen Le Drian den Beginn des deutschen Vorsitzes im
Sicherheitsrat gemeinsam zu starten. Dort wird es in einer Sitzung unter
anderem um den Schutz humanitärer Helfer gehen - ein Thema, das Frankreich
und uns sehr wichtig ist -, und im Laufe des nächsten Tages wird auch die
Stärkung des Vertrages über die Nichtverbreitung von Kernwaffen, des NVV,
thematisiert werden.

Am Mittwoch geht es weiter nach Washington, wo zunächst das 70-jährige
Jubiläum der Nato begangen wird und sich am Donnerstag das
Nato-Außenministertreffen anschließt.

Am Freitag reist der Außenminister dann weiter zum G7-Treffen der
Außenminister nach Frankreich - natürlich auf Einladung des französischen
Kollegen. Beim Außenministertreffen in der Bretagne werden vor allem
internationale Krisen, besonders in Afrika, und auch Frauen in
Konfliktsituationen Schwerpunkte sein.

Es ist also eine volle Reisewoche, die zu vielen multilateralen
Gegebenheiten und Terminen in die USA und nach Frankreich führt.

Frage: Frau Demmer, können Sie uns die Bedeutung des zweiten Absatzes in
der Einigung über die Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien erklären? Es gibt
ja verschiedene Interpretationen, wie das gemeint ist. Können bis Ende des
Jahres Rüstungsgüter wie zum Beispiel der Eurofighter an Saudi-Arabien
ausgeliefert werden oder nicht? Hier werden ja Kleine Unterscheidungen
gemacht. Was ist zum Beispiel mit der Frage von Munition? Denn die gehört
ja nicht zu den endmontierten Rüstungsgütern.

SRS'in Demmer: Ich würde gerne erst einmal voranstellen: Wie Sie alle
wissen, tagt der Bundessicherheitsrat geheim und informiert gemäß seiner
Geschäftsordnung den Bundestag über seine Entscheidungen. Alles, was wir
gestern veröffentlicht haben, ist nicht im Bundessicherheitsrat entschieden
worden, sondern von den zuständigen Ministern gemeinsam mit der
Bundeskanzlerin. Grundsätzlich bleibt das aber ein Gegenstand im
Bundessicherheitsrat, der der Geheimhaltung unterliegt.

Sie sprechen jetzt die ausgelaufenen Gemeinschaftsprogramme an. Hierzu
haben wir schon bekanntgegeben: Für die Gemeinschaftsprogramme und für die
dazugehörigen Sammelausfuhrgenehmigungen gilt, dass sie jetzt um neun
Monate verlängert werden - allerdings eben unter der Maßgabe, dass in
diesem Zeitraum die gemeinsam produzierten Rüstungsgüter nicht nach
Saudi-Arabien und auch nicht an die Vereinigten Arabischen Emirate
ausgeliefert werden. Den beteiligten Unternehmen haben wir zur Auflage
gemacht, dass sie gegenüber den Vertragspartnern darauf bestehen, dass in
diesem Zeitraum keine Rüstungsgüter nach Saudi-Arabien und in die
Vereinigten Arabischen Emirate ausgeliefert werden. Die Bundesregierung
wird sich in den Konsultationen gegenüber den Partnern auch dafür
einsetzen, dass diese gemeinsam produzierten Rüstungsgüter dann nicht im
Jemen zum Einsatz kommen.

Zusatzfrage: Speziell der Eurofighter ist ja eins der ganz großen Projekte.
Wenn deutsche Firmen einen Teil des Eurofighters, der dann in
Großbritannien zu Ende gebaut wird, zuliefern, darf also auch
Großbritannien in dieser Zeit bis Ende des Jahres das Flugzeug nicht
ausliefern, ist das richtig?

SRS'in Demmer: Genau. Wir haben sozusagen die Sammelausfuhrgenehmigungen
verlängert, eben mit der Auflage, dass die Partner in diesem Zeitraum nicht
ausliefern.

Frage: Können Sie erklären, was mit "ausgelaufene Gemeinschaftsprogramme"
gemeint ist? Was heißt da "ausgelaufen" und welche Programme sind da
gemeint? Sind die schon beendet, sind da die ganzen Eurofighter schon
gebaut? - Nein, sind sie natürlich nicht. - Wieso mussten die überhaupt
verlängert werden? Es ist überhaupt nicht verständlich, was damit gemeint
ist; das müssten wir irgendwie erläutert bekommen.

Was heißt das in Konsequenz für die deutschen Firmen, was heißt das für
Schadenersatzforderungen der deutschen Firmen? Ich würde es jetzt einmal so
verstehen - bitte sagen Sie, ob das stimmt -, dass die Firmen, die an den
Gemeinschaftsprojekten beteiligt sind - etwa Würth mit Schrauben, oder was
auch immer -, jetzt liefern dürfen, also keinen Schadenersatzanspruch
haben, unter der Maßgabe, dass es eine politische Einigung gibt - darauf
komme ich gleich noch. Was ist aber mit den Firmen, die an bilateralen
Rüstungsprojekten beteiligt sind, wie zum Beispiel Lürssen Werft? Da gibt
es ja noch andere wie zum Beispiel Rheinmetall, die Lkw liefern sollen.
Haben die weiter die Möglichkeit, Schadenersatz geltend zu machen? Denn die
dürfen ja nicht ausliefern, wenn ich das richtig verstehe; das fällt ja
unter Punkt eins. Was ist also mit den Firmen, die jetzt nach
Großbritannien oder nach Frankreich liefern dürfen, beispielsweise für den
Eurofighter? Die haben keinen Schadenersatzanspruch mehr, richtig oder
falsch?

Dritter Punkt: die Peene-Werft und ihre Boote. Ist das eine
Zukunftsklausel, gilt das also für künftig gebaute Boote? Was passiert mit
den sieben oder sechs, glaube ich, die dort schon gefertigt worden sind?
Bleibt der Eigner darauf sitzen?

SRS'in Demmer: Vielleicht direkt zu Anfang zur Peene-Werft: Die
Bundesregierung arbeitet daran, eine Schadensminderung zu finden. Dazu gibt
es diverse Möglichkeiten: Entweder, man ermöglicht den Bau, ohne sie
derzeit auszuliefern, oder aber, die gebauten Boote werden für eine
inländische Nutzung zur Verfügung gestellt. Das ist aber noch im Prozess,
deswegen kann ich Ihnen dazu jetzt nichts Näheres sagen.

Was die Gemeinschaftsprogramme und die Sammelausfuhrgenehmigungen
anbetrifft, kann Herr Flosdorff vielleicht dazu beitragen.

Flosdorff: Ich möchte hier die Erwartungen nicht zu sehr hochschrauben. Sie
werden auch verstehen, dass ich hier nicht in Details über geheime
Sitzungen gehen kann. Zu den Gemeinschaftsprogrammen - eines haben Sie
genannt, nämlich den Eurofighter; es gibt aber noch andere große bekannte
Gemeinschaftsprogramme, und zwar sowohl zu Lande als auch in der Luft wie
den A400M - kann ich Ihnen nur generell sagen: Zu diesen
Gemeinschaftsprogrammen gibt es Abkommen. Was jetzt hier genau auf der
Liste steht, kann ich Ihnen nicht sagen. Zu vertragsrechtlichen Fragen kann
ich Ihnen auch keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Sie haben das also noch nicht klären können? Was bedeutet denn
der juristische Begriff "ausgelaufene Gemeinschaftsprogramme"? Was heißt
das "ausgelaufen", ist da Wasser ausgelaufen oder sind die beendet?

Flosdorff: Weder war ich bei dieser Sitzung dabei, noch bin ich hier zu
diesem Punkt sprechfähig oder zuständig.

Zusatzfrage: Was ist denn mit den Schadenersatzmöglichkeiten, die deutsche
Firmen jetzt haben? - Kann das Wirtschaftsministerium etwas dazu sagen?

Alemany: Zu möglichen Entschädigungsklagen oder Widersprüchen kann man
natürlich zum heutigen Stand noch keine Auskunft geben. Wir müssen jetzt
einmal schauen, wie das auf die Firmen wirkt. Insofern kann ich Ihnen zu
dem, was wir erwarten, und zu der Frage, ob es Entschädigungsfragen geben
wird, nichts sagen. Grundsätzlich ist der Stand ja der gleiche wie vorher:
Es gibt ein Moratorium, insofern kann eine Altgenehmigung nicht gezogen
werden.

Frage: Frau Demmer, vielleicht noch einmal grundsätzlicher: Es hat ja im
Vorfeld dieser Entscheidung sehr öffentliche und sehr harsche Kritik
seitens der britischen und französischen Partner gegeben. Hat die
Bundesregierung, hat die Bundeskanzlerin den Eindruck, dass der Ärger der
Partner über die deutsche Position hier vielleicht ein bisschen verraucht
ist? Gibt es irgendwelche Signale von den Partnern, dass man mit dieser
Lösung jetzt zufrieden ist?

SRS'in Demmer: Für uns gilt natürlich, dass die Zusammenarbeit mit den
Partnern wichtig ist. Auch der gestrigen Pressemitteilung konnten Sie
entnehmen, dass sich die Bundesregierung auch weiterhin gegenüber den
Partnern für den Kompromiss einsetzt, den wir jetzt gefunden haben - Sie
kennen die Regierungserklärung der Bundeskanzlerin. Trotzdem gilt nach wie
vor für die Bundesregierung, dass sie eine verantwortungsvolle und
restriktive Rüstungspolitik verfolgt und bei der Erteilung von
Genehmigungen für den Export von Rüstungsgütern ja auch ganz grundsätzlich
immer sehr zurückhaltend im Einzelfall und im Lichte der jeweiligen
Situation entschieden hat. Dass wir da aber gegenüber unseren Partnern
Verlässlichkeit an den Tag legen müssen, haben wir hier häufig zum Ausdruck
gebracht. Wir finden, dass da jetzt ein guter Kompromiss gefunden worden
ist.

Frage: Noch eine Frage zu den endmontierten Rüstungsgütern: Was genau
bedeutet das? Der Kollege hat schon Munition erwähnt. Ist vorstellbar, dass
dann zum Beispiel Bausätze mit einzelnen Teilen aus Deutschland, die nicht
angebracht sind, geliefert werden dürften? Warum also diese Einschränkung?

Sie sprechen jetzt von Auflagen, aber es liest sich eher so - die
Bundesregierung wird sich in Konsultationen einsetzen -, dass das einer
Bitte gleichkommt, nicht zu liefern. Wie konkret ist da also die Handhabe?

SRS'in Demmer: Wie schon gesagt, die Unternehmen haben die Auflage, dass,
wenn sie liefern, die Partner im Rahmen dieser neun Monate nicht an
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate ausliefern.
Gleichzeitig wird die Bundesregierung aber natürlich auf ihren Wegen
Konsultationen anstreben und mit den Partnern über genau diesen erzielten
Kompromiss weiterverhandeln.

Zusatzfrage: Und die endmontierten Rüstungsgüter?

SRS'in Demmer: Ich kann Ihnen jetzt keine genaue Beschreibung über
endmontierte Rüstungsgüter und Teile von Rüstungsgütern geben. Klar ist:
Die Teile können unter der Auflage, die ich eben beschrieben habe,
geliefert werden.

Frage: Noch einmal zur Peene-Werft: Bis wann wird man da denn wissen, wie
die Bundesregierung der Werft helfen kann?

SRS'in Demmer: Dazu kann ich Ihnen jetzt keine genaue Zeitangabe machen. Es
ist aber ein wichtiges Thema, und daran wird gearbeitet.

Zusatzfrage: Das wird ja sicherlich zeitnah passieren müssen, denn
ansonsten können die ja auch Schadenersatz fordern, oder?

SRS'in Demmer: Wie gesagt, es ist ein wichtiges Thema für die
Bundesregierung, und daran wird gearbeitet. Ich kann Ihnen jetzt aber kein
Datum nennen.

Frage: Frau Demmer, zwei Fragen: Inwiefern hat der Fall Khashoggi eine
Rolle gespielt bei der Entscheidung, diesen Exportstopp zu verlängern?

Es gab jetzt Medienmeldungen, wonach deutsche Rüstungsgüter im Wert von 400
Millionen Euro an die saudisch geführte Kriegsallianz in Jemen geschickt
worden sind. Soweit ich weiß, steht im Koalitionsvertrag, dass keine Waffen
an die Kriegsallianz geschickt werden sollen. Wie erklären Sie sich das?

SRS'in Demmer: Zum Fall Khashoggi haben wir uns hier ja mehrfach geäußert.
Ich kann Ihnen hier jetzt natürlich nicht den internen Entscheidungsprozess
im Einzelnen wiedergeben, der zu dem gestrigen Ergebnis geführt hat, aber
Sie können sich ganz sicher sein, dass wir alle relevanten Aspekte
berücksichtigen. Dazu gehört natürlich wie immer auch die
Menschenrechtslage.

Die Bundesregierung setzt sich natürlich auch im Jemen-Konflikt weiter
gegenüber allen Akteuren für eine Konfliktbeendigung vor Ort ein. Die
Bundeskanzlerin hat sich ja erst am 20. März mit dem Sondergesandten der
Vereinten Nationen, Martin Griffith, getroffen. Es gibt erste Anzeichen für
Hoffnung im Stockholmer Prozess, aber wir müssen die Arbeit des
Sondergesandten da natürlich weiter unterstützen. Es geht hier um einen
Waffenstillstand in der Stadt Hudaida, aber auch darum, dass wir dort
Schritt für Schritt zu einer politischen Lösung kommen.

Zusatzfrage: Frau Demmer, mit Verlaub, meine Frage bezog sich nicht auf die
Bemühungen um eine friedliche Lösung. Meine Frage war, wie Sie sich
erklären, dass deutsche Waffen im Wert von 400 Millionen Euro an die
Kriegsallianz geschickt worden sein sollen.

SRS'in Demmer: Sie kennen den Koalitionsvertrag. Wie gesagt - ich habe es
schon vorgetragen -, nach wie vor verfolgt die Bundesregierung eine sehr
verantwortungsvolle und restriktive Rüstungsexportpolitik, und über die
Erteilung von Genehmigungen für Rüstungsexporte entscheidet die
Bundesregierung im Einzelfall und im Lichte der jeweiligen Situation, nach
sorgfältiger Prüfung unter Einbeziehung außen- und sicherheitspolitischer
Erwägungen. Dabei berücksichtigt sie sowohl die vorliegenden Erkenntnisse
zur Beteiligung des Endempfängerlandes am Jemen-Konflikt als auch alle
verfügbaren Informationen zum gesicherten Endverbleib dieser Güter beim
Empfänger.

Frage: Frau Demmer, sind Sie sich sicher, dass das, was Sie uns eingangs
gesagt haben, inhaltlich mit dem übereinstimmt, was in dem Text steht? Sie
hatten gesagt, die Gemeinschaftsprogramme würden unter der Maßgabe
verlängert, dass keine endmontierten Rüstungsgeräte an Saudi-Arabien und
die Vereinigten Arabischen Emirate geliefert werden. Das ist aber nicht
das, was in der Vereinbarung steht. In der Vereinbarung steht: Sie können
unter der Maßgabe geliefert werden, dass Konsultationen stattfinden, und in
den Konsultationen - sowohl Direktkontakte der Bundesregierung als auch
Auflage an die Unternehmen -, sollen die sich dann dafür einsetzen
beziehungsweise darauf dringen, dass nicht geliefert wird. Was aber, wenn
man sich einsetzt und die andere Seite sagt "Ja, nehmen wir zur Kenntnis,
sehen wir aber anders", oder was, wenn Unternehmen gegenüber den
Partnerfirmen darauf dringen, die Partnerfirmen aber sagen "Ja, nehmen wir
zur Kenntnis, sehen wir aber anders"? Dann gibt es doch keine rechtlich
verbindliche Auflage zu sagen "Jetzt gilt das nicht mehr". Sie haben uns,
glaube ich, eingangs etwas anderes gesagt
als das, was tatsächlich drinsteht.

SRS'in Demmer: Dass ich etwas anderes gesagt hätte als das, was tatsächlich
drinsteht, möchte ich natürlich zurückweisen. Es ist so, wie ich es gesagt
habe: Die ausgelaufenen Gemeinschaftsprogramme und die dazugehörigen
Sammelausfuhrgenehmigungen werden um neun Monate verlängert, aber eben
unter dieser Auflage, die besagt, dass die fertiggestellten Produkte nicht
innerhalb dieser neun Monate an Saudi-Arabien oder die Vereinigte Arabische
Emirate - -

Zusatz: Nein, nein, nein - sorry, das steht da nicht drin. Es steht drin:
Die Maßgabe ist, dass Konsultationen stattfinden, und in den Konsultationen
soll darauf gedrungen werden, dass das nicht passiert. Die Gretchenfrage
ist doch: Was passiert, wenn man sich mit diesem Dringen nicht durchsetzt?
Dann gibt es doch - oder sehe ich das falsch? - keine Auflage, die sagt:
Dann darf eben nicht geliefert werden, dann gilt unsere Genehmigung nicht.
Das ist der Unterschied.

SRS'in Demmer: Ich teile Ihre Interpretation insofern nicht, als es da
keinen Widerspruch gibt. Die Konsultationen finden ja parallel zu der
Auflage statt, die die Unternehmen haben.

Frage: An Frau Demmer und Herrn Flosdorff: Die Linke sagt, die
Bundesregierung lege die Entscheidung darüber, ob diese endgefertigten
Rüstungsgüter geliefert werden, in die Hände der Briten und der Franzosen.
Stimmt das oder stimmt das nicht?

SRS'in Demmer: Ich kann mich hier jetzt nur noch einmal wiederholen: Die
ausgelaufenen Gemeinschaftsprogramme und die dazugehörigen
Sammelausfuhrgenehmigungen in Bezug auf Saudi-Arabien und die Vereinigten
Arabischen Emirate werden um weitere neun Monate bis zum 31. Dezember
dieses Jahres verlängert. Das erfolgt mit der Maßgabe, dass in diesem
Zeitraum mit den Partnern die vorgeschriebenen Konsultationen stattfinden
und dass die Bundesregierung sich in Konsultationen gegenüber den Partnern
dafür einsetzt, dass die gemeinsam produzierten Rüstungsgüter, also die
Endprodukte, im Jemen-Krieg nicht zum Einsatz kommen und dass während der
neunmonatigen Verlängerung keine Rüstungsgüter aus diesen
Gemeinschaftsprogrammen an Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen
Emirate ausgeliefert werden.

Um es noch einmal ganz klar zu sagen: Die beteiligten Unternehmen erhalten
eine Auflage zu dieser Genehmigung, gegenüber den Vertragspartnern darauf
zu bestehen, dass in diesem Zeitraum keine endmontierten Rüstungsgüter an
diese Länder ausgeliefert werden.

Zusatzfrage: Schließen Sie aus, dass in den nächsten neun Monaten solche
Gemeinschaftsrüstungsgüter an Saudi-Arabien geliefert werden?

SRS'in Demmer: Ich kann Ihnen hier sagen, was wir vereinbart haben, dass es
Auflagen gibt, die wir den Unternehmen gemacht haben, und dass die
Bundesregierung die Unternehmen damit nicht alleine lässt, sondern es
parallel dazu Konsultationen mit unseren Partnernationen gibt.

Frage: Ich würde gerne noch einmal konkret wissen: Gibt es eine gesonderte
Zusage für die Franzosen, dass man in einer bestimmten Zahl von Fällen
Produkte zuliefern darf, die in Rüstungsgüter eingebaut werden können?

SRS'in Demmer: Ich kann mich hier nur noch einmal dahingehend äußern, dass
wir hinsichtlich der Auslieferung bereits genehmigter Rüstungsgüter nach
Saudi-Arabien die bereits bestehende Ruhensanordnung jetzt um sechs Monate
verlängert haben, also bis zum 30. September. In diesem Zeitraum werden
auch grundsätzlich keine Neuanträge genehmigt.

Zusatzfrage: Ich hatte ja gerade gefragt, ob es für Frankreich eine
gesonderte Regelung in irgendeiner Weise gibt, Frau Demmer. Vielleicht
können Sie uns das sagen?

Ich würde außerdem gerne wissen, warum dieser Stopp jetzt nur für
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate gilt. Es gibt ja
deutlich mehr Beteiligte am Jemen-Krieg, Frau Demmer. In deutschen Medien
wird fälschlicherweise immer nur die Zahl Acht genannt, aber es sind ja
auch Bahrain, Katar, Kuwait, Ägypten, Jordanien, Marokko dabei. Warum wird
an die, an die Amerikaner und an die Briten weitergeliefert?

SRS'in Demmer: Dazu kann ich jetzt nur darauf verweisen - das habe ich ja
auch in dieser Pressekonferenz, und wir haben es schon in vielen anderen
Pressekonferenzen immer wieder betont -, wie wir uns bei allen, die am
Jemen-Krieg beteiligt sind, zum Thema Rüstungsexport verhalten.

Zu Ihrer ersten Frage hatte ich eingangs ja schon gesagt, dass es letztlich
um eine Sitzung des Bundessicherheitsrates geht und ging, der ja geheim
tagt und gemäß seiner Geschäftsordnung nur den Bundestag über seine
Entscheidungen informiert. Ich habe Ihnen jetzt das mitgeteilt, was ich
mitteilen kann. Alles darüber Hinausgehende entzieht sich dieser
Möglichkeit, weil es hier um Informationen aus einem geheim tagenden
Gremium geht.

Frage: Können Sie sagen - das ist bestimmt nicht geheim -, wer jetzt mit
den Konsultationen beauftragt ist? Wahrscheinlich das
Wirtschaftsministerium, nehme ich an? Nehmen die dann die Konsultationen
auf, oder muss die Kanzlerin da selber ran?

Meine zweite Frage geht noch einmal an Herrn Flosdorff, weil die Fragen zur
Peene-Werft aus meiner Sicht nicht ausreichend beantwortet sind: Sehen Sie
das als Zukunftsklausel? Bezieht sich das, was sich in der Pressemitteilung
wiederfindet, also auf in der Zukunft gebaute Schiffe? Halten Sie es für
möglich oder wird es im Ministerium so eingeschätzt, dass die sechs
Schiffe, die dort schon stehen, für die Marine, den Zoll oder
möglicherweise auch für Frontex, also für einen internationalen Einsatz,
verkauft oder eingesetzt werden könnten?

Die erste Frage ist also: Wer verhandelt? - Das Wirtschaftsministerium
schüttelt charmant mit dem Kopf.

Adebahr: Das wird auch vom Auswärtigen Amt unternommen - natürlich in
Zusammenarbeit in der gesamten Bundesregierung. Wir, die Bundesregierung
und das Auswärtige Amt, sind ja fortlaufend mit unseren internationalen
Partnern im Gespräch, und diese Konsultationen werden auch durch uns in
einer Gemeinschaftsarbeit in dieser Bundesregierung geführt werden.

Zusatzfrage: Frau Adebahr, wie schätzt das Auswärtige Amt diese
Konsultationen ein? Haben Sie schon irgendwelche Reaktionen aus Frankreich
oder aus Großbritannien erhalten - die Frage kam vorhin schon einmal -, ob
man mit diesen Regelungen nun zufrieden ist?

Adebahr: Ich glaube, wir haben eine Einigung über diese politische Frage,
die ein sehr verantwortungsvoller Kompromiss ist. Das ging gestern Abend
raus. Mir ist heute Morgen noch kein Kommentar beziehungsweise keine
Einschätzung dazu von unseren Partnern bekannt geworden. Das ist aber auch
letzte Nacht passiert.

Zusatzfrage: Herr Flosdorff?

Flosdorff: Ich habe großes Verständnis dafür, dass Sie alle Ihre Fragen
beantwortet haben möchten; aber bitte haben Sie auch Verständnis dafür,
dass ich mich nicht über meinen Zuständigkeitsbereich hinausbewegen kann.
Insofern muss ich Ihnen, was die Interpretation von Klauseln oder die
Perspektive der Peene-Werft angeht, Antworten schuldig bleiben. Ich kann
hier für die Bundeswehr und für das Bundesverteidigungsministerium
sprechen, und zum Thema "inländische Nutzung" - das ist ein offener Begriff
- kann ich Ihnen für die Bundeswehr nur sagen, dass ich bei der Marine -
wenn man einmal auf den Bedarf der Marine schaut, dann sieht man, dass der
Bedarf und das Aufgabengebiet der Marine sehr deutlich konkretisiert sind -
wenige Möglichkeiten sehe, dass diese Schiffe dort Verwendung finden. Daran
hängt ja auch immer noch eine Personalversorgung und eine
Infrastrukturversorgung - ganz zu schweigen von Finanzen, die natürlich
auch erforderlich sind, um so etwas zu betreiben.

Zusatzfrage: Und internationale Einsätze kommen auch nicht infrage? - Aber
dafür wären Sie wahrscheinlich wieder nicht zuständig.

Flosdorff: Ich kann Ihnen sagen, dass von der Konstruktion her
Küstenwachboote nicht prädestiniert dafür sind, größere Meere zu
durchqueren oder Einsätze mit längerem Aufenthalt zu stemmen. Sie sehen ja
auch immer die Bilder von den Schiffen, die mit dem Kran auf größere
Schiffe gehievt werden, um dann an ihren Bestimmungsort geliefert zu
werden. Auch dafür gibt es Gründe.

Frage: Ich habe eigentlich nur Nachfragen beziehungsweise Bitten um
konkrete Antworten: Gibt es irgendwelche Sanktionsmöglichkeiten, wenn gegen
diese Auflagen verstoßen wird? Das war jetzt ja mehrfach das Thema.

Saudi-Arabien hat ja schon über 70 Eurofighter. Was bedeutet diese
Vereinbarung für die Lieferung von Ersatzteilen?

SRS'in Demmer: Ich möchte hier über mögliche Sanktionen gar nicht
spekulieren. Wir haben gestern einen Kompromiss gefunden, und der wird
jetzt umgesetzt.

Zusatzfrage: Und die Ersatzteile?

SRS'in Demmer: Wie schon gesagt, ich kann hier jetzt keine Auskunft über
einzelne Bauteile geben. Wir haben hier die grundsätzliche Linie, wir haben
grundsätzliche Entscheidungen gefunden, und die setzen wir jetzt um.

Frage: Eine Bitte zur sprachlichen Klärung, anknüpfend an die Frage des
Kollegen: Wenn wir beurteilen können müssen, was das hier bedeutet, dann
finde ich schon, dass man wissen muss, was der Begriff "ausgelaufene
Gemeinschaftsprogramme" wirklich bedeutet. Vielleicht können Sie uns, wenn
das jetzt hier nicht geht, nachreichen, worum es dabei eigentlich geht. Das
ist das eine.

Das andere: Wenn Sie eine Unterscheidung zwischen endmontierten
Rüstungsgütern treffen und das explizit erwähnen, interpretiere ich das so,
dass nicht endmontierte Rüstungsgüter sehr wohl geliefert werden können.
Ist das richtig?

SRS'in Demmer: Darüber muss ich kurz nachdenken.

Zusatz: Endmontierte Rüstungsgüter sind wahrscheinlich sehr komplexe wie
ein Eurofighter, der dann als Flugzeug nicht ausgeliefert werden kann. Aber
die Frage kam ja eben: Teile können dann anscheinend schon geliefert
werden, weil hier explizit immer wieder auf endmontierte Rüstungsgüter
eingegangen wird. Das heißt, wenn sie nicht endmontiert sind, kann man - - -

SRS'in Demmer: Zur Interpretationshilfe: Es geht darum, deutlich zu machen,
dass wir zwar Teile liefern, dass aber die Endprodukte, in denen diese
Teile dann aufgehen, nicht weitergeliefert werden. Es ging in dem Text
nicht darum, deutlich zu machen, dass nun Teile geliefert werden können,
sondern es ging darum, deutlich zu machen, dass wir den Bau in den nächsten
neun Monaten ermöglichen, dass aber eine Auslieferung an Saudi-Arabien in
diesem Zeitraum nicht möglich ist.

Zusatzfrage: Ja. Aber zu komplexen Waffensystemen kann man auch Teile
zuliefern. Eben wurde ja schon angedeutet, dass Saudi-Arabien längst über
Eurofighter verfügt. Wenn beispielsweise ein Flügel kaputt ist, dann ein
Teil aus Deutschland kommt und der Flügel in Großbritannien zu Ende gebaut
wird, dann müsste er ja ausgeliefert werden können, weil es nicht das
endgültige Rüstungsgut ist. Stimmt das, oder stimmt das nicht?

SRS'in Demmer: Die Antwort würde ich gegebenenfalls nachreichen.

Flosdorff: Vielleicht kann ich an dieser Stelle unterstützen. Ich denke,
die Interpretation ist gewagt. Selbst wenn Teile gebraucht werden, werden
sie bei komplexen militärischen Systemen in der Regel im Werk montiert und
nicht freihändig durch Streitkräfte, die diese Geräte betreiben.

Frage: Noch einmal zum Verständnis der Frage, wie man sich mit den Partnern
einigt: Wir lesen, dass Konsultationen stattfinden sollen und dass sich die
Bundesregierung den Partnern gegenüber dafür einsetzen will, dass keine
endmontierten Rüstungsgüter geliefert werden. Wie sehen die Formalien einer
solchen Entscheidung aus unabhängig davon, wie sie ausgeht, wenn man sich
mit Franzosen, Briten und Spaniern an einen Tisch setzt, auf sie einwirkt,
sich dafür einsetzt? Gibt es Regeln, wie entschieden wird, wenn man sich
nicht einig ist, wenn also die einen sagen "Wir wollen gern einen
Eurofighter liefern" und die anderen sich dafür einsetzen, dass nicht
geliefert wird? Wie sind die Regeln in einem solchen Fall? Wie wird das
gehandhabt?

SRS'in Demmer: Die Entscheidung des gestrigen Abends steht ja in einem
Kontext. Ganz grundsätzlich strebt die Bundesregierung eine gemeinsame
europäische Linie an. Das wird ja auf vielen verschiedenen Ebenen deutlich.
Richtig ist, dass es bislang noch keine gemeinsame Linie gibt. Deswegen
stehen wir in Kontakt mit unseren Partnern und werden weiterhin das
Gespräch führen und diese Themen mit unseren Partnern erörtern.

Zusatzfrage: Gibt es denn Regeln für den Fall, dass Entscheidungen in
solchen Fragen strittig sind? Das muss doch irgendwo in Verträgen
niedergelegt sein. Herr Flosdorff oder Frau Adebahr, wissen Sie das?

Flosdorff: Ich kann Ihnen hier zu diesen Themen keine Auskunft geben. Dafür
bitte ich um Verständnis. Ich liefere Ihnen gern das zu, was ich weiß und
was innerhalb meines Zuständigkeitsbereichs liegt. Aber ich kann Ihnen auf
solche Fragen hier keine Antwort geben. Dafür bitte ich einfach um
Verständnis.

Vorsitzende Buschow: Kann Frau Adebahr ergänzen? - Dann hat der Kollege die
nächste Frage.

Frage: Frau Demmer, die einzige Maßgabe, die es als bindende Kondition
gibt, ist die Frage der Konsultation. Alles, was Sie danach zitiert haben,
sowohl die Auflage an die Unternehmen als auch die direkten Konsultationen
auf Regierungsebene, sind Unterpunkte. Von Ihrer eigenen Systematik her
werden sie als Unterpunkte unter der Maßgabe der Konsultation aufgeführt.

Deswegen die Frage: Was ist Conditio sine qua non? Wenn die Ziele, die in
den Unterpunkten formuliert sind - keine Auslieferung endmontierter
Rüstungsgeräte -, in den Gesprächen nicht erreicht werden können, ist dann
die deutsche Verlängerung hinfällig, oder ist sie nicht hinfällig, weil das
einzig genannte Kriterium - Konsultation - ja erfüllt wurde? Das ist eine
ganz einfache Frage.

SRS'in Demmer: Wir können jetzt die Textexegese weiter fortführen. Die
Interpretation des Textes bleibt selbstverständlich Ihnen überlassen. Ich
kann es aber nur noch einmal sagen: Es gibt die Auflagen für die
Unternehmen, dass sie gegenüber den Vertragspartnern darauf bestehen, dass
in dem Zeitraum von neun Monaten keine Rüstungsgüter nach Saudi-Arabien und
in die VAE ausgeliefert werden.

Zusatzfrage: Ja. Aber was passiert, wenn die deutschen Unternehmen die
Auflage erfüllen, also darauf bestehen, die Partner diesem Daraufbestehen
aber nicht folgen? Ist dann die deutsche Genehmigung hinfällig? Das ist am
Ende doch die entscheidende Frage.

SRS'in Demmer: Ich kann jetzt nicht auf Was-wäre-wenn-Fragen hin
Spekulationen anstellen. Ich kann Ihnen sagen: Es gibt jetzt diese
Auflagen. Unter dieser Voraussetzung sind die Gemeinschaftsprogramme und
die dazugehörigen Sammelausfuhrgenehmigungen erteilt, verlängert für die
nächsten neun Monate. Parallel dazu gibt es Konsultationen auf der
politischen Ebene.

Frage: Ich möchte in der Diskussion gern einen etwas größeren Bogen
schlagen. Denn ich sehe die Bundesregierung in einem Spannungsfeld zwischen
den wirtschaftlichen Interessen und dem moralischen Anspruch, aber eben
auch der Notwendigkeit, Bündnistreue und Vertragstreue zu beweisen, gerade
was die EU und die Nato anbelangt.

Frau Adebahr und Herr Flosdorff von den zuständigen Ministerien, wie
bewerten Sie diesen Kompromiss, der in der vergangenen Nacht gefunden
wurde? Gibt er genug Spielraum, um sich auf internationaler Bühne weiterhin
als verlässlicher Partner zu beweisen, oder gibt man damit auch einen Hebel
aus der Hand, den man ansetzen könnte?

SRS'in Demmer: Ich möchte jetzt gar keine Bewertung vornehmen, sondern nur
noch einmal klarmachen, dass, wie ich eben schon sagte, die Entscheidung
von gestern in einem Kontext steht. Die Bundeskanzlerin hat in ihrer
Regierungserklärung vor dem Europäischen Rat noch einmal deutlich gemacht,
wie wichtig es ist, verlässlicher Partner in Europa zu sein, und dass das
natürlich auch für den Rüstungsexport gilt. Deshalb stehen wir dazu in
einem regen Austausch und werden auch die gestrige Entscheidung mit den
Partnern erörtern.

Zusatzfrage: Aber ein verlässlicher Partner wird, denke ich, nicht so gern
von einer französischen Botschafterin als unberechenbar bezeichnet. Ein
bestimmtes Spannungsfeld ist also gerade da. Ich hätte gern eine
Einschätzung, die über das konkrete Beispiel hinausgeht.

SRS'in Demmer: Wir haben gestern eine Entscheidung getroffen, die jetzt auf
dem Tisch liegt, und sind damit berechenbar.

Flosdorff: Das ist ja eine berechtigte Frage. Auch wenn wir hier nicht auf
die konkreten Fälle eingehen, ist es natürlich ein wichtiges Thema. Sie
wissen, dass wir auch im Rahmen der europäischen Verteidigungsunion einige
größere Projekte haben, die dort angestrengt werden. Neben der Eurodrohne
ist das das Kampfflugzeug der Zukunft und der Panzer der Zukunft, die wir
beide gemeinsam mit Frankreich entwickeln wollen. Das ist natürlich ein
Dauerthema mit unseren europäischen Partnern. Nicht umsonst war es auch ein
wichtiges Thema der deutsch-französischen Kooperation im Zusammenhang mit
dem Vertrag von Aachen. Deswegen ist es schon wichtig. Vor diesem
Hintergrund würde ich es schon positiv bewerten, dass man zu einer Lösung
für Gemeinschaftsprojekte gekommen ist, auch wenn das in diesem Rahmen eine
kurzfristige und mit Kompromissen behaftete Lösung ist. Aber das ist doch
schon ein Signal an unsere Partner. Hier gibt es Möglichkeiten, und hier
bewegt sich auch Deutschland irgendwie. Aber das entbindet uns nicht von
der Verpflichtung, die in der gesamten Bundesregierung geteilt wird und die
auch im Koalitionsvertrag niedergelegt ist, dass wir möglichst auch
schauen, dass wir uns auch auf europäischer Ebene verständigen und zu einer
Regelung kommen, die Planungssicherheit für alle, die mit Deutschland
zusammenarbeiten, bietet.

Adebahr: Aus unserer Sicht wurde ein verantwortungsvoller Kompromiss
geschlossen. Er trägt einerseits dem restriktiven deutschen Ansatz und dem
Koalitionsvertrag gerade mit Blick auf den Jemen Rechnung und nimmt
andererseits die schwierigen europäischen Fragen und die europäischen
Komponenten, die wir hier ausgeführt haben, in den Blick. Insofern wurde
ein verantwortungsvoller Kompromiss gefunden.

Frage: Frau Kalwey, eine Lernfrage: Sind Rückstellungen für
Schadenersatzforderungen geplant? Können Sie uns etwas dazu sagen?

Kalwey: Mein Kollege hat sich hier Anfang der Woche schon dazu geäußert.
Auch die Kollegin aus dem Wirtschaftsministerium hat sich dazu geäußert.
Diese Fragen stellen sich, und wir beschäftigen uns mit ihnen. Zum jetzigen
Zeitpunkt kann ich Ihnen dazu auch nicht mehr sagen.

Zusatzfrage: Da Frau Adebahr gerade die Rechnungen in Sachen
Koalitionsvertrag und Jemen-Krieg angesprochen hat: Die Rechnung aus dem
ersten Jahr der Bundesregierung sieht ja so aus, dass wir Rüstungsgüter für
über 400 Millionen Euro verkauft haben. Das haben wir vorhin schon gehört.

Frau Demmer, Frau Alemany, verstehe ich das richtig? Wenn wir die Zahlen
für die Zeit ab Oktober 2018 bis Dezember 2019 von Ihnen bekommen, dann
werden die Werte an Rüstungsgenehmigungen an Saudi-Arabien und die
Vereinigten Arabischen Emirate null Euro betragen. Ist das richtig? Ist das
die Folge Ihrer Entscheidung?

Alemany: Zu den Rüstungszahlen: Das sind keine neuen Zahlen, auch nicht die
zu Saudi-Arabien und den VAE. Sie waren hier schon häufig Thema. Sie wurden
auch schon in unserem Halbjahresbericht zu Rüstung veröffentlicht und in
einigen parlamentarischen Antworten, die Sie alle auf unserer Homepage
finden.

Vom 14. März 2018 bis zum 13. März dieses Jahres gingen Rüstungsgüter im
Wert von 254,6 Millionen Euro nach Saudi-Arabien. Rüstungsgüter in die VAE
wurden im Wert von 65,6 Millionen Euro genehmigt. Im vierten Quartal 2018
gab es natürlich keine neuen Genehmigungen - das ist der Fall, den Sie
ansprechen -, weil es ein Moratorium für Neugenehmigungen, also für neue
Einzelgenehmigungen gibt.

Zusatzfrage: Ich möchte das verstehen. Sie werden uns für den Zeitraum von
Oktober 2018 bis Dezember 2019 einen Wert für Rüstungslieferungen an
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate von null Euro
berichten. Ist das korrekt?

Alemany: Es ist so, wie ich es Ihnen gerade erzählt habe. So sind die
Zahlen.

Zusatzfrage: Ja. Habe ich es so, wie ich es gerade zusammengefasst habe,
richtig verstanden?

Alemany: Ich kann Ihnen aus dem Stehgreif nicht sagen, ob Sie das so
richtig verstanden haben. Ich kann Ihnen nur sagen, dass es seit dem
vierten Quartal keine Genehmigung mehr gibt.

Frage: Ich möchte Sie bitten, Frau Demmer, da Sie das jetzt nicht sagen
können, uns, nachdem auch der Kollege es angesprochen hat, eine Antwort
nachzuliefern. In mehreren Positionen, sowohl was die Unternehmen als auch
was die Konsultationen angeht, wird auf endmontierte Rüstungsgüter
abgehoben. Können Sie uns bitte irgendwie nachliefern, was mit Ersatzteilen
ist? Fallen diese darunter oder nicht?

SRS'in Demmer: Ich möchte noch einmal ganz deutlich klarstellen: Es dürfen
keine Rüstungsgüter an Saudi-Arabien geliefert werden.

Zusatzfrage: Auch keine Ersatzteile?

SRS'in Demmer: Es dürfen keine Rüstungsgüter nach Saudi-Arabien geliefert
werden.

Zusatzfrage: Auch keine Ersatzteile?

SRS'in Demmer: Es dürfen keine Rüstungsgüter nach Saudi-Arabien geliefert
werden.

Frage: Sind die gemeinsamen Projekte des Kampfflugzeugs der Zukunft und des
Panzers der Zukunft mit dieser Entscheidung nicht infrage gestellt?

Flosdorff: Ich denke, diese Entscheidung hat nichts damit zu tun. Sowohl
das Kampfflugzeug der Zukunft als auch den Panzer der Zukunft erwarten wir
in 15 bis 20 Jahren. Sie sehen schon an der Befristung dieser Entscheidung,
dass das darauf keine Auswirkung haben kann.

Zusatzfrage: Aber es wird Entscheidungen im Juni brauchen, oder? Es gibt
ein Memorandum of Understanding.

Flosdorff: Bei der Entscheidung der Bundesregierung geht es, wenn ich sie
richtig interpretiere, um Ausfuhren nach Saudi-Arabien und in die
Vereinigten Arabischen Emirate. Das hat technisch nichts mit der
deutsch-französischen Kooperation zu tun.

Frage: Wenn wir annehmen, dass sich die Bundesregierung, wie angekündigt,
den Partnern gegenüber dafür einsetzt, dass keine endmontierten
Rüstungsgüter nach Saudi-Arabien und in die VAE geliefert werden, worum
konkret handelt es sich in den nächsten Monaten und darüber hinaus? Welche
konkreten Güter werden Sie den Partnern gegenüber ansprechen mit der
Aufforderung, nicht zu liefern?

SRS'in Demmer: Wir können Ihnen hier keine Liste der Gemeinschaftsprojekte
liefern.

Zusatzfrage: Aber so etwas müsste es doch geben. Kann nachgeliefert werden,
was in den nächsten neun Monaten bis September und darüber hinaus ansteht?

Flosdorff: Es tut mir leid, dass ich immer wieder auf denselben Punkt
zurückkommen muss. Soweit ich es verstehe, haben wir in der Bundesregierung
ein Prozedere und auch eine Veröffentlichung von Projekten, die vom
Rüstungsexport erfasst sind. Ich bin, um es hier noch einmal zu betonen,
gar nicht das zuständige Ressort für dieses Prozedere. In regelmäßigem
Rhythmus wird veröffentlicht, was genehmigt ist. Was nicht genehmigt ist,
wird darin nicht veröffentlicht, aber daran sehen Sie, was geht und was
nicht geht.

Frage: Meine Fragen gehen an das Bundeslandwirtschaftsministerium. Frau
Brandt, zwei Fragen, die sich im großen Komplex des Tierwohls bewegen.

Können Sie mir zum einen sagen, was in der neuen Verordnung zur
Ferkelkastration steht und wann diese Verordnung umgesetzt werden soll?

Zum anderen eine Frage zu einem weiteren Aspekt, was die Ferkelerzeugung
anbelangt: Wie sieht es mit der Verordnung zum Kastenstand aus? Wie weit
ist deren Vorbereitung im BMEL gediehen?

Brandt: Ich muss nachschauen, ob ich die Information dabeihabe. - Sie
hatten zum einen nach der Kastenstandsverordnung gefragt. Das
Rechtsförmlichkeitsverfahren dazu, also die Prüfung, läuft noch.

Die Isofluranverordnung soll vor Ende des Jahres in Kraft treten.

Zusatzfrage: Zu der Kastenstandsverordnung: Stimmt es, dass der Platz für
die Schweine zwar vergrößert werden soll, dass dafür aber die bisher
geltende Regelung, dass sich die Schweine hinlegen und, ohne anzustoßen,
die Füße ausstrecken dürfen, gekippt werden soll? Ist das also quasi eine
Aufhebung des einen Positiven gegen das andere, das man dann streicht?

Brandt: Da die Prüfung noch läuft, kann ich zu den Inhalten im Moment
nichts sagen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Umwelt- und an das Verkehrsministerium.
Es geht um die Sitzung des Lenkungskreises der Nationalen Plattform Zukunft
der Mobilität heute Nachmittag. Wie werden die Ministerien dort vertreten
sein? Von Herrn Scheuer weiß man, dass er am Nachmittag einen Termin in
Regensburg hat. Werden Staatssekretäre da sein?

An das Verkehrsministerium: Heute gibt es eine Meldung der "WAZ", nach der
in Ihrem Ministerium schon ein eigenes Papier zum Thema der Erreichung der
Klimaschutzziele erarbeitet wurde. Hätte man sich dann nicht eigentlich die
ganze Arbeit der AG 1 sparen können, wenn Sie es eh selbst machen? Bringen
Sie das dann in das Klimakabinett am 10. April ein?

Strater: Die Arbeitsgruppe 1 der Nationalen Plattform Zukunft der Mobilität
hat einen ersten Bericht erarbeitet, den sie heute dem Lenkungskreis
vorlegen wird. Das geschieht am Nachmittag. Der Lenkungskreis wird sich mit
diesem Bericht befassen und daraufhin Handlungsempfehlungen an die
Bundesregierung adressieren. Dies bleibt zunächst abzuwarten.

Zu dem ganzen Thema des Klimaschutzes im Verkehr haben wir uns hier ja
schon häufiger geäußert. Es geht um moderne Mobilität und um überzeugende,
zukunftsgerichtete Angebote, wie wir die Klimaschutzziele im
Verkehrsbereich erreichen können. Der Minister hat ja auch hier schon
einige Themenfelder und Zahlen genannt. Es geht um den Markthochlauf der
Elektromobilität, den Ausbau der Ladeinfrastruktur, alternative
Kraftstoffe, digitale Mobilitätsplattformen, intelligenten Verkehr,
intelligente Datennutzung und vieles mehr. Wir brauchen 10 Millionen
Elektro-Pkw, 500 000 Elektronutzfahrzeuge, 300 000 Ladepunkte. Um all das
kümmern wir uns im Hause zum Teil ja schon, und es wird noch
fortentwickelt. Den Bericht der AG 1 an den Lenkungskreis müssen wir jetzt
abwarten. Daraufhin werden dann die Handlungsempfehlungen für das weitere
Vorgehen erarbeitet.

Zusatz: Sie haben leider die Frage nach der personellen Besetzung des
Lenkungskreises und die Frage nach dem internen Papier, über das heute die
"WAZ" berichtet, verbunden mit der Frage, ob man sich die Arbeit der AG 1
nicht hätte sparen können, wenn das Verkehrsministerium das zum Thema
Klimaschutz und Verkehr eh selbst macht, noch nicht beantwortet.

Strater: Die Arbeit der AG 1 ist ein wichtiger Schritt für das Voranbringen
des Klimaschutzes im Verkehr. Sie hat einen wertvollen Beitrag für die
Erreichung der Klimaschutzziele geleistet.

Im Lenkungskreis sind auch wir vertreten. Wie Sie richtig sagen, ist der
Minister heute auf einem anderen Termin. Nichtsdestoweniger wissen Sie,
dass die Nationale Plattform unabhängig arbeitet und Vorschläge und
Handlungsempfehlungen erarbeitet, die dann wiederum an die Bundesregierung
adressiert werden. Dann wird über das weitere Vorgehen entschieden.

Die Themen, die ich eben beispielhaft genannt habe, werden als
zukunftsgerichtete Mobilitätsthemen in unserem Haus natürlich bearbeitet
und jetzt konkretisiert. Zu internen Papieren kann ich mich hier nicht
äußern, auch nicht zu den weiteren ganz konkreten Schritten, die jetzt,
aufbauend auf diesen Handlungsempfehlungen, vorangebracht werden. Das wird
sich in der nächsten Zeit weiter zeigen.

Haufe: Zur Präsenz kann ich sagen, dass sich Umweltstaatssekretär Flasbarth
heute über den Stand der Gespräche informieren wird. Er wird zumindest für
eine gewisse Zeit dabei sein. Die Bundesumweltministerin freut sich
natürlich darüber, dass es jetzt so weit ist, dass Vorschläge aus dem
Verkehrssektor auf den Weg gebracht werden. Diese werden dann gemeinsam mit
dem Verkehrsministerium geprüft. Die Auswirkung auf die Klimabilanz wird
dann gemeinsam berechnet. Anschließend wird das auch im Klimakabinett
diskutiert. Der Kollege hat den Weg ja schon skizziert. Das würde ich dazu
noch ergänzen.

Strater: Ich will noch den Namen ergänzen. Für uns ist Staatssekretär
Beermann heute dabei.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundeswirtschaftsministerium. Bestätigen
Sie, dass Bundesminister Altmaier am 3. April nach Russland fährt, um dort
an der Eröffnung einer Daimler-Fabrik in der Oblast Moskau teilzunehmen?

Alemany: Ja, Minister Altmaier wird nächste Woche an der
Daimlerwerkseröffnung in Russland teilnehmen.

Zusatzfrage: Sind weitere Treffen des Bundesministers während dieser
Eröffnung in Russland geplant?

Alemany: Wir sind derzeit noch in der Programmplanung. Es kann sein, dass
noch bilaterale Gespräche dazukommen. Aber es ist ein eintägiger
Aufenthalt.

Zusatzfrage: Wenn Sie von "bilateral" sprechen, meinen Sie Gespräche auf
Ministerebene, richtig?

Alemany: Richtig.

Frage: Die Staatsanwaltschaft Bochum hat Anfang der Woche eine Ermittlung
wegen des Verdachts auf Korruption beim Verkauf von U-Booten nach Israel
eingeleitet. Ich möchte fragen - die Frage geht vielleicht an das
Verteidigungsministerium oder das Auswärtige Amt -, ob es schon Kontakt mit
der Staatsanwaltschaft Bochum in dem Ermittlungsverfahren gab. Gibt es
Hinweise, dass Personen, gegen die in Israel ermittelt wurde, in die
Verhandlungen mit der Regierung bei diesem Deal mit Israel involviert
waren?

SRS'in Demmer: Vielleicht kann ich kurz etwas dazu sagen. Der
Bundesregierung ist bekannt, dass die Staatsanwaltschaft in Bochum ein
Ermittlungsverfahren im Zusammenhang mit dem Verkauf deutscher U-Boote an
Israel eingeleitet hat. Aber soweit mir bekannt ist, handelt es sich um ein
Verfahren gegen unbekannt. Mehr kann ich an dieser Stelle dazu nicht sagen.

Flosdorff: Ich kann dem nichts hinzufügen.

Zusatzfrage: Gab es bis jetzt keinen Kontakt vonseiten der
Staatsanwaltschaft mit der Regierung?

Flosdorff: Entschuldigung, aber ich kann, glaube ich, fast schon ein Schild
hochhalten. Das Verteidigungsministerium würde solche Kontakte nicht
pflegen, das wäre jetzt auch nicht meine Aufgabe.

Frage: Die Bundesregierung hat, denke ich, ein besonderes Interesse, dieses
Verfahren zu beobachten. Denn aus deutschen Kassen wird, wenn ich es
richtig sehe, etwa ein Drittel des Kaufpreises übernommen. In der
Berichterstattung ist auch deutlich geworden, dass die mutmaßlichen
Bestechungsgelder, um die es geht, unter anderem Herrn Netanjahu direkt
oder indirekt zugutegekommen sein könnten.

In welcher Weise verfolgt die Bundesregierung dieses Verfahren aus dem
eigenen Interesse heraus?

SRS'in Demmer: Ich kann noch einmal ganz grundsätzlich sagen, dass sich die
Bundesregierung natürlich ganz unverändert zu ihrer besonderen
Verantwortung für die Sicherheit Israels bekennt und dass eine
leistungsfähige Marine im legitimen verteidigungspolitischen Interesse
liegt. Daher unterstützt die Bundesregierung Israel seit den 90er-Jahren
bei der Beschaffung von Marinetechnologie. Wir haben an dieser Stelle
bereits mehrfach über die deutsche Unterstützung für Israel bei der
Beschaffung der bisher insgesamt sechs U-Boote und vier Korvetten
berichtet.

Zu den in Israel laufenden staatsanwaltschaftlichen Untersuchungen kann ich
hier keine Stellung nehmen. Denn das ist eine innere Angelegenheit, die wir
von dieser Stelle aus nicht bewerten.

Zusatz: Wir sprechen jetzt über Untersuchungen der Staatsanwaltschaft
Bochum. Das ist keine innerisraelische Angelegenheit.

SRS'in Demmer: Genau. Dafür gilt das, was ich eingangs gesagt habe. Wir
haben das zur Kenntnis genommen. Soweit es mir bekannt ist, handelt es sich
um ein Verfahren gegen unbekannt. Mehr kann ich dazu an dieser Stelle nicht
sagen.

Frage: Frau Demmer, ist der Bundesregierung Rüstung für Israel wichtiger
als saubere Vergabeverfahren?

SRS'in Demmer: Ich gehe davon aus, dass Sie eine rhetorische Frage stellen.

Zusatz: Nein. Die Frage ergibt sich, weil der Kollege gerade über die
Korruption gesprochen hat und Sie damit angefangen haben, dass erst einmal
die israelische Sicherheit im Vordergrund stehe. Darum stellt sich die
Frage.

SRS'in Demmer: Ich teile die Ihrer Frage zugrunde liegende Wertung nicht.
Ganz grundsätzlich können wir sagen, wie unsere Haltung zu Israel und der
Sicherheit Israels ist. Das habe ich gerade dargelegt.
Staatsanwaltschaftliche Ermittlungen in Israel kann ich von dieser Stelle
aus nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Ich weiß nicht, an wen die Frage gehen könnte. Frau Alemany,
Frau Adebahr oder Frau Demmer, Bloomberg hat berichtet, dass Israel ein
Vetorecht habe, wenn es um Rüstungsgüter an andere Staaten in der Region
gehe. Wenn beispielsweise Ägypten deutsche U-Boote kaufen wollte, dann
müssten die Israelis dem zustimmen. Stimmt das?

Alemany: Dazu kann ich aus der Zuständigkeit des BMWi leider keine Antwort
liefern.

Zusatzfrage: Können Sie uns das nachreichen? Frau Adebahr, wissen Sie das?

Adebahr: Auch ich kann dazu hier keine Antwort geben.

Zusatzfrage: Frau Demmer?

SRS'in Demmer: Ich habe dazu gesagt, was ich dazu zu sagen habe.

Vorsitzende Buschow: Dann haben wir vernommen, dass gegebenenfalls etwas
nachgeliefert wird, um diese Wissensfrage zu beantworten.

Frage: Frau Demmer, Sie haben vorgetragen, dass die Kanzlerin nächste Woche
eine Schule besuchen werde. Heute demonstrieren Tausende von Berliner
Schülern für ihre Zukunft und werfen der Bundesregierung vor, nicht genug
gegen den Klimawandel zu tun.

Meine Frage: Wie ist Ihre kurze Reaktion darauf?

SRS'in Demmer: Sie kennen ja die Reaktion der Kanzlerin. Die Kanzlerin hat
einen Podcast zu dem Thema gemacht. Das ist, meine ich, erst zwei oder drei
Wochen her.

In Deutschland protestieren jetzt Kinder für den Klimaschutz. Das ist, so
hat sie in ihrem Podcast gesagt, ein wirklich wichtiges Anliegen. Die
Bundesregierung begrüßt es ganz grundsätzlich, nicht nur bei Kindern,
sondern generell, wenn sich Bürger und Bürgerinnen politisch engagieren und
für den Klimaschutz einsetzen. Das ist ein wichtiges Signal. Anstrengungen
beim Klimaschutz können nur dann erfolgreich sein, wenn sich Gesellschaft
und Staat zusammen engagieren und zusammenarbeiten. Denn wir alle tragen
Verantwortung für unsere Umwelt. Gerade die junge Generation hat hierbei
aus guten Gründen hohe Erwartungen an die Politik.

Zusatzfrage: Meine Frage war nicht, ob die Bundesregierung das begrüßt,
sondern ob die Bundesregierung den Vorwurf akzeptiert, dass sie nicht genug
tue.

Vielleicht kann ich das konkretisieren. Die Bundesregierung hat letzte
Woche auf dem Europäischen Rat dem Vorschlag des EU-Rats und Frankreichs
für eine Klimaneutralität bis 2050 nicht zugestimmt. Warum nicht?

SRS'in Demmer: Die Bundesregierung hat immer - das haben wir an dieser
Stelle schon häufig zum Ausdruck gebracht - deutlich gemacht, dass
Deutschland seinen Beitrag zum Klimaschutz leisten wird. Der
Klimaschutzplan 2050 legt den Prozess dafür fest. Derzeit erarbeitet die
Bundesregierung ein Maßnahmenprogramm mit Blick auf die Ziele bis 2030.

Das, was Sie angesprochen haben, war hier schon vergangene Woche Thema.
Dazu kann vielleicht das BMU Stellung nehmen.

Haufe: Ja, ich kann gleich etwas zum Europäischen Rat sagen. Das war ja
nicht die abschließende Beratung und die abschließende Runde zu diesem
Thema, sondern es wird eine weitere inhaltliche Abstimmung zu den
Klimazielen der Europäischen Union bis 2030 geben. Das heißt, dass wir noch
gar nicht bei einem abschließenden Votum der Bundesregierung sind. Sie
geben einen Gesprächsstand wieder. Aber wir sind damit im Rat noch nicht am
Ende. Das Thema wird noch einmal aufgerufen werden.

Was die Arbeit der Bundesregierung betrifft, so hat die
Bundesumweltministerin in den letzten Tagen immer wieder darauf verwiesen,
dass wir in diesem Jahr alle Klarheit darüber bekommen werden, wie
Deutschland seine Klimaziele konkret erreichen wird. Das Klimakabinett ist
dazu da, dass das Klimaschutzgesetz und das Maßnahmenprogramm mit den
einzelnen Klimaschutzmaßnahmen aus den verschiedenen Ministerien und
Sektoren in diesem Jahr vom Bundeskabinett abschließend vorgelegt werden,
ins parlamentarische Verfahren gehen und auch möglichst dort behandelt
werden. Also das ist eine ziemlich ambitionierte Vorgehensweise, das in
diesem Jahr alles abzuschließen. Da gibt es also überhaupt gar keinen
Hinweis darauf, dass hier irgendjemand anhalten würde und bremsen könnte,
sondern das ist die Maßgabe, die das Klimakabinett hat. Sie können sich
diese ja auch noch einmal anschauen. Sie setzt da, glaube ich, ein sehr
deutliches Signal, wohin die Reise geht.

SRS'in Demmer: Genau. Das würde ich gern noch einmal bekräftigen. Mit der
Einrichtung des Kabinettausschusses Klima unterstreicht die Bundesregierung
die politische Bedeutung des Klimaschutzes.

Zusatzfrage: Unterstützt die Bundesregierung den Vorschlag des
Kommissionspräsidenten Juncker für eine qualifizierte Mehrheit bei der
Abstimmung zu Klimafragen in der EU?

Haufe: Dieser Vorschlag ist mir jetzt nicht bekannt. Ist er von heute oder
aus dieser Woche?

Zuruf: (ohne Mikrofon; akustisch unverständlich)

Haufe: Das ist sicherlich noch eine Sache, die im Kabinett besprochen
werden muss. Aber grundsätzlich ist natürlich alles, was den Klimaschutz
auf der politischen Tagesordnung, auf der Agenda, deutlich oben hält, im
Interesse der Bundesregierung.

Frage: Zwei kurze Lernfragen an das BMI. Zu dem Thema "Fridays for Future"
habe ich bisher von Herrn Seehofer noch nichts gehört. Er ist ja auch für
den Klimaschutz in seinem Bereich mit verantwortlich. Unterstützt Herr
Seehofer, Ihr Ministerium, die Schüler? Was entgegnen Sie den Schülern? Was
wollen Sie tun?

Frau Demmer, Greta Thunberg ist ja heute auch hier in Berlin. Ich glaube,
ganz in der Nähe läuft sie gerade herum. Hat sich die Kanzlerin bemüht,
sich mit ihr zu treffen, vielleicht für einen Bildtermin - das macht die
Kanzlerin ja gerne - oder für ein Gespräch? Oder haben sich andere
Mitglieder der Bundesregierung um einen Termin mit Frau Thunberg bemüht?

Grünewälder: Ich habe Ihnen dazu nichts zu berichten.

Zusatzfrage: Das BMI möchte die Schüler-Demos nicht kommentieren?

Grünewälder: Ich habe Ihnen dazu nichts zu berichten.

SRS'in Demmer: Ich kann Ihnen sagen: Wenn Sie den Terminen der letzten
Woche gefolgt sind, dann wüssten Sie, dass die Kanzlerin heute in Italien
ist.

Zusatzfrage: Herr Grünewälder, können Sie uns sagen, wann wir die
Klimaschutzpläne des BMI präsentiert bekommen?

Grünewälder: Wie Sie gehört haben, haben wir ein Klimaschutzkabinett. Dort
wird sich das BMI einbringen.

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass der Bundesminister des Innern, für
Bau und Heimat bereits im letzten Jahr einen Vorstoß unternommen hat,
Aufwendungen für Gebäudesanierung steuerlich absetzbar zu gestalten. Dieser
Vorschlag gilt weiterhin und wird auch weiter in das Klimaschutzkabinett
eingebracht werden.

Vorsitzende Buschow: Es waren noch die anderen Ressorts angesprochen zu
einem Treffen mit Greta Thunberg. Aber ich sehe niemanden - -

Zuruf: Herr Haufe vielleicht?

Haufe: Es gibt jetzt keine direkte Bemühung, Greta Thunberg zu treffen. Die
Ministerin ist heute auch gar nicht in Berlin. Deswegen kam das für uns gar
nicht in Frage. Außerdem trifft die Bundesumweltministerin regelmäßig in
diversen Fernsehsendungen auf klimabewegte junge Menschen. Das heißt, sie
ist immer wieder gern im Gespräch mit dem einen oder anderen.

Frage: Frau Demmer, ich möchte eine Frage zum Thema Sanktionen gegen
Russland stellen. US-Außenminister Mike Pompeo hat neue Sanktionen gegen
Russland angekündigt, die wahrscheinlich gemeinsam mit der Nato eingeführt
werden sollen. Gestern hat das "Reuters" berichtet. Ich wollte wissen, ob
Sie uns dazu auch etwas sagen können.

Adebahr: Ich kann Ihnen nur grundsätzlich sagen: Wir haben EU-Sanktionen
gegen Russland. An denen hat sich Deutschland immer beteiligt und an der
letzten Verlängerung natürlich auch. Wir haben sie aus guten Gründen. Zu
diesem Sanktionsregime steht Deutschland. Natürlich sind wir mit den
amerikanischen Partnern über die gesamte Frage der Russland-Politik und
auch zu Sanktionen immer in Kontakt.

Zusatzfrage: Aber konkret zu seiner Aussage können Sie mir nichts sagen?

Adebahr: Ich kann Ihnen das allgemein sagen, was ich gerade gesagt habe.

Frage: Der Grund war immer noch die Annexion der Krim, Frau Adebahr.
Korrekt?

Adebahr: Ja.

Zusatzfrage: Warum geht es bei der Annexion der Golanhöhen jetzt nicht um
Sanktionen?

Adebahr: Ich lasse mich - auch wenn Sie die Frage so stellen - von Ihnen da
nicht in eine Antwort pressen, in einen solchen Vergleich, der, glaube ich,
nicht zielführend wäre.

Frage: Heute eine Frage für die VDI-Nachrichten an das Verkehrsministerium.
Herr Strater, seit ungefähr einem Monat hat das Unternehmen Toll Collect,
das ja nun dauerhaft bundeseigen ist, eine neue Leitung. Die dauerhafte
Übernahme in Bundesbesitz wurde seinerzeit mit Synergieeffekten oder
Einsparungen begründet, die sich aus der gemeinsamen Erhebung von Lkw-Maut
und Infrastrukturabgabe ergeben könnten.

Meine Fragen: Erstens. Das wurde ja damals auch in einem Gutachten
skizziert, welche Effekte das sind. Hat das bundeseigene Unternehmen
beziehungsweise die neue Leitung von Ihrer Seite die Vorgabe, diese
Synergieeffekte auch zu heben, entsprechende Ansparungen zu realisieren?
Zweitens. Gilt das auch für die erst langfristig realisierbaren Effekte?

Strater: Also die Verträge für die Kontrolle und die Erhebung der Pkw-Maut -
 damit beginne ich einmal - sind ja im vergangenen Jahr abgeschlossen
worden. Die Firma Kapsch hat den Auftrag erhalten, die Kontrolle
durchzuführen. Ein Konsortium der Firmen Kapsch und Eventim haben den
Auftrag bekommen, die Erhebung durchzuführen. Die Verträge sind
abgeschlossen. Die Aufträge sind erteilt. Die Umsetzung erfolgt durch diese
beauftragten Unternehmen.

Inwieweit zum Beispiel die Technik bei den Kontrollbrücken, die Sie kennen,
für die Kontrolle genutzt wird, da würde ich Sie bitten, Ihre Fragen im
Einzelnen auch an die Unternehmen zu richten. Diese Systeme werden ja
derzeit aufgebaut. Die Pkw-Mauterhebung beginnt im Oktober 2020. Also
inwiefern das technisch erfolgt, da würde ich Sie bitten, Ihre Fragen
direkt an die Unternehmen zu richten. Auch Ihre Fragen zur künftigen
Zusammenarbeit und zu Synergieeffekten mit Toll Collect bitte ich Sie,
direkt an Toll Collect zu richten. Das befindet sich alles im Aufbau. Mehr
kann ich im Moment dazu noch nicht sagen.

Zusatzfrage: Soll das Unternehmen nun die skizzierten Einsparmöglichkeiten
realisieren oder nicht? Insbesondere begründen sich diese
Einsparmöglichkeiten damit, dass Toll Collect mittelfristig selbst Aufgaben
bei der Erhebung und Kontrolle der Infrastrukturabgabe übernehmen soll. Es
ist ja in den Verträgen - wenn ich Ihrem Gutachten, das Sie veröffentlicht
haben, folgen darf - vorgesehen, dass sich der Auftragsumfang für die von
Ihnen genannten Unternehmen offensichtlich um jährlich 10 Prozent
beziehungsweise jährlich 5 Prozent vermindern kann. Meine Frage: Streben
Sie an, dass Toll Collect mittelfristig einen Teil dieser Erhebung und der
Kontrolle der Infrastrukturabgabe übernimmt?

Strater: Das kann ich nicht beantworten. Ich kann Ihnen nur so viel sagen,
dass die Verträge langfristig über viele Jahre geschlossen worden sind und
die Erhebung und die Kontrolle in den Händen dieser Unternehmen, die ich
genannt habe, liegen. Anderes kann ich jetzt hier nicht berichten. Der
Systemaufbau beginnt. Das ist der Stand der Dinge.

Frage: An das Verteidigungsministerium: Als Konsequenz aus den
Schwierigkeiten bei der Instandsetzung der Gorch Fock hat die "ARD"
berichtet, dass das Marinearsenal neu strukturiert werden soll. Können Sie
das bestätigen? Würde das bedeuten, dass Personal von der Küste abgezogen
und nach Koblenz zum Beschaffungsamt entsendet würde?

Flosdorff: Vielen Dank für die Frage. Das gibt mir Gelegenheit, das richtig
zu rücken.

Ich kann nicht richtig nachvollziehen, woher das kommt. Ich vermute einmal
als allererstes, es ist eine Fehlinterpretation von einem Arbeitspapier. Es
war nie geplant und nie beabsichtigt, dort Arbeitsplätze oder Dienstposten
zu verlagern. In der zitierten Passage geht es rein um Workflow und
aufsichtsdienstrechtliche Wege, die dort zu beachten sind, also um Aufsicht
aus Koblenz über bestimmte Bereiche, aber nicht um die Verlagerung von
Arbeitsplätzen oder Dienstposten. Im Gegenteil: In den Plänen, die es gibt,
ist eher an eine Stärkung des Marinearsenals gedacht.

Zum Status dieser Pläne: Sie bewegen sich im Moment auf der Fachebene. Sie
haben noch nicht einmal die Abteilungsleiterebene im Ministerium erreicht.
Deswegen kann hier von Entscheidungen auch noch gar nicht die Rede sein.

Aber in allen Überlegungen, die mir bekannt sind, über die ich seit gestern
Abend, als zum ersten Mal von diesen seltsamen Meldungen die Rede war,
recherchieren konnte, ging es nie um die Verlagerung von Dienstposten. Das
ist ganz deutlich.

Frage: Eine Frage an Frau Demmer, bitte. Der türkische Staatspräsident
Erdogan hat in den letzten Tagen wiederholt gesagt, dass er die Hagia
Sophia in eine Moschee umwandeln will. Wie kommentiert die Bundesregierung
dieses Vorhaben?

SRS'in Demmer: Das betrifft jetzt hier kein deutsches Regierungshandeln.
Deswegen kann ich das von dieser Stelle aus nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Die Bundesregierung kommentiert das nicht, weil sie keine
Kenntnis über diese Reden und Fernsehinterviews hat oder weil am Sonntag in
der Türkei Kommunalwahlen sind?

SRS'in Demmer: Es ist jetzt eine Regierungspressekonferenz der deutschen
Bundesregierung. Ich sehe hier kein deutsches Regierungshandeln betroffen.
Deswegen möchte ich das nicht kommentieren.

Frage: Ich möchte noch einmal fragen. Frau Adebahr, es findet in der
nächsten Woche, am 3. und 4. April, in Washington ein Nato-Treffen statt.
Die Nato-Außenminister werden sich treffen. Können Sie vielleicht ganz kurz
die Themen nennen, die im Zentrum des Gesprächs stehen werden, und können
Sie sagen, ob dort vielleicht die erweiterten Russland-Sanktionen
besprochen werden können, was Herr Pompeo anscheinend gemeint hat?

Adebahr: Ich weiß nicht, ob Sie am Anfang der Pressekonferenz da waren. Ich
habe angekündigt, dass der Außenminister zu diesem Treffen nach Washington
fährt und dort an den Jubiläumsfeierlichkeiten und an dem
Nato-Außenministertreffen teilnehmen wird. Ich denke, da wird eine ganze
Bandbreite an aktuellen Themen auf der Agenda stehen. Es ist nicht an mir,
sondern an Herrn Stoltenberg, dem wir gestern im Übrigen gratuliert haben,
das auf die Tagesordnung zu setzen. Dem kann ich heute von hier aus, vor
dem Mittwoch nächster Woche, leider nicht vorgreifen. Insofern kann ich
Ihnen nicht sagen, wie von der Nato genau die Tagesordnung und die
Gesprächsrunden gesetzt werden.

Zusatzfrage: Ist ein bilaterales Gespräch von Herrn Maas und Herrn Pompeo
geplant?

Adebahr: Die Termine kündigen wir an, wenn wir sie ankündigen.

Frage: Frau Adebahr, ist es politisches Ziel der Bundesregierung, dass die
Nato 100 Jahre alt wird?

Adebahr: Auch wenn Sie diese Frage so stellen, habe ich eigentlich kein
Bedürfnis mich von diesem Podium aus, wo wir über deutsches
Regierungshandeln sprechen, in eine Was-wäre-wenn- oder
Was-wünsche-ich-Frage hineinpressen zu lassen.

Zusatzfrage: Handelt die Bundesregierung so, dass die Nato 100 Jahre alt
wird?

Adebahr: Da verweise ich auf meine Antwort zu eben.

Frage: Ich habe eine Frage zu Venezuela. Frau Adebahr, der venezolanische
Rechnungshof hat Herrn Guaidó seines Amtes als Parlamentspräsident enthoben
und ihm verboten, für 15 Jahre öffentliche Ämter wahrzunehmen. Wie bewertet
die Bundesregierung das - auch als Mitglied der Kontaktgruppe?

Zum Zweiten. Wie bewerten Sie es, dass Russland Militärberater nach
Venezuela geschickt hat? Ist das eine Verschärfung der Situation oder eher
ein Ausgleich zu der Tatsache, dass, glaube ich, auch die USA militärische
Beratung an interessierte Kreise leisten?

Adebahr: Zu Ihrer ersten Frage: Es ist richtig - das haben auch wir zur
Kenntnis genommen -, dass der Präsident des venezolanischen Rechnungshofes,
Elvis Amoroso, gestern ein 15-jähriges Verbot gegen Juan Guaidó zur
Ausübung politischer Ämter ausgesprochen hat.

Wir verurteilen diesen aus unserer Sicht willkürlichen Schritt des
Maduro-Regimes und denken, dass so etwas eine friedliche und demokratische
Lösung für den andauernden Konflikt weiter erschwert. Wir unterstützen
Herrn Juan Guiadó weiterhin.

Warum tun wir das? - Das ist auch die Gegenantwort auf den versuchten
Ämterentzug.

Wir tun das, weil er aus unserer Sicht der Vorsitzende der letzten
verbleibenden, demokratisch legitimierten Staatsgewalt in Venezuela,
nämlich der Nationalversammlung, ist.

Diese Position haben wir in einem Treffen der internationalen Kontaktgruppe
gestern in Quito auch vertreten. Es gibt eine Erklärung der internationalen
Kontaktgruppe dazu - auf die würde ich Sie gern verweisen -, die diesen
Schritt auch verurteilt.

Zu Ihrer zweiten Frage der militärischen Präsenz: Ich habe über die
russische Präsenz dort keine Erkenntnisse, die ich mitteilen könnte. Was
wir tun, ist grundsätzlich darauf hinzuweisen, dass wir eine militärische
Eskalation, eine Gewalteskalation, wie wir sie befürchten müssen - im
Moment zum Beispiel durch die Trupps des Maduro-Regimes, die in Caracas
Angst und Schrecken verbreiten -, für schädlich halten und uns wünschen,
dass es für das Land einen friedlichen Weg in demokratische Wahlen gibt.

Zusatzfrage: Hat das Kanzleramt oder ein anderes Fachressort Kenntnisse
über die militärische Bedeutung der russischen Militärpräsenz?

SRS'in Demmer: Wir haben die Meldungen über die Ankunft russischer
Militärflugzeuge und russischen Personals in Venezuela zur Kenntnis
genommen. Wir müssen prüfen, ob es sich um eine Art routinemäßige Maßnahme
im Rahmen der bekannten venezolanisch-russischen Zusammenarbeit handelt.
Wir nehmen diese Meldungen aber erneut zum Anlass - da schließe ich mich
Frau Adebahr an -, zu sagen: Die Krise in Venezuela kann nur politisch,
demokratisch und friedlich gelöst werden.

Frage: Frau Adebahr, ich habe eine Frage zu einer Aussage von Herrn Breul,
der hier am Montag zu Venezuela gesagt hat:

"Sie haben alle live mitverfolgen können, wie sich das Militär an der
Brücke in Cúcuta den Lieferungen in den Weg gestellt hat ..."

Ich bin jetzt geografisch nicht so bewandert, aber das muss die Grenzbrücke
zwischen Kolumbien und Venezuela gewesen sein. Meint das AA die Vorfälle,
bei denen es hieß, dass die Hilfslieferung attackiert beziehungsweise in
Brand gesteckt worden seien?

Adebahr: Die Äußerungen von Herrn Breul sind selbstverständlich richtig und
stehen für sich. Vielleicht kann ich noch einmal nachliefern, in welchem
genauen Zusammenhang er das gesagt hat - ich habe es jetzt einfach nicht im
Ohr.

Zusatzfrage: Es geht da ja um einen großen Vorfall vor vier Wochen, der
weltweit Schlagzeilen gemacht hat - -

Adebahr: Ich weiß von dem Vorfall, von dem Sie reden, aber ich will aus der
Ferne - und ich habe es nicht im Ohr - keine Textexegese in Bezug auf die
Ausführungen meines Kollegen machen.

Zusatzfrage: Das hatte sich ja mittlerweile als Fake News herausgestellt;
selbst die "New York Times" hat davon berichtet, dass das
Oppositionsanhänger von Herrn Guaidó waren, die das Ding mit
Molotowcocktails angesteckt haben. Ich wollte jetzt nur sichergehen, dass
Sie hier nicht suggerieren wollen, dass das die Maduro-Anhänger oder das
Militär waren.

Adebahr: Ich will sichergehen, dass wir Ihnen nichts Falsches antworten,
deshalb liefern wir es vielleicht nach.

Frage: Frau Adebahr, eine Frage zum saudischen Nuklearprogramm: Reuters hat
gestern über eine heimliche Kooperation zwischen den Vereinigten Staaten
und Saudi-Arabien berichtet, was den Verkauf von Nukleartechnologie angeht.
Dazu hätte ich gerne eine Reaktion.

Wie steht die Bundesregierung grundsätzlich zum saudischen Nuklearprogramm,
speziell was die Transparenz beziehungsweise Intransparenz des Programms
betrifft?

Adebahr: Mir liegen über die Pressemeldungen hinaus keine Erkenntnisse vor,
insofern möchte ich das heute von hier aus nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Dennoch: Wie steht die Bundesregierung zu diesem
Nuklearprogramm?

Adebahr: Ich kommentiere von hier aus auch keine Nuklearaktivitäten
einzelner Staaten dieser Welt. Was ich Ihnen sagen kann ist, dass wir uns
weltweit für eine Stärkung des Nichtverbreitungsvertrages einsetzen, der
der Grundpfeiler der internationalen Rüstungskontrollarchitektur ist. Das
tun wir zum Beispiel nächste Woche in New York, wo auch dieses Thema, die
Stärkung des Nichtverbreitungsvertrages, wieder auf der Tagesordnung stehen
wird und sich der Außenminister im Sicherheitsrat für eine Stärkung dieser
Architektur, für eine Stärkung der Nichtverbreitung einsetzt.

Freitag, 29. März 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 29. März 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-29-maerz-2019-1596018

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin
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SCHACH-SPHINX/06883: Unvergängliche Pointen (SB)


Man spielt modern, aber mit einem Auge hat man doch die Partien
verflossener Großmeister im Blick, die mit bestimmten Angriffs- und
Schlußwendungen Vorbilder lieferten für den Sieg. Dabei handelt es
sich um einen Schatz von fast anderthalb Jahrhunderten. Dumm wäre, wer
darauf verzichten wollte. Zwar mögen sich die Prinzipien in der
Eröffnungsphase und im Mittelspiel gewandelt haben - Fortschritt ist
in allem der Motor -, doch die Pointen bleiben unvergänglich. Im
heutigen Rätsel der Sphinx hatte Großmeister Sokolow mit den weißen
Steinen eine vortreffliche Angriffsstellung herausgespielt. Der Druck
über die h-Linie war von unbändiger Stärke. Sein Kontrahent Waganjan
sah die Gefahr und hoffte mit seinem letzten Zug 1...f7-f6 auf den
Abtausch der Schwerkaliber, also der Damen. Sokolow erinnerte sich
jedoch an berühmte Vorbilder, und im Nu schwebte ihm die
gewinnbringende Kombination in jungfräulicher Frische und
Authentizität vor Augen. Nun, Wanderer, was kannst du im Blick des
Großmeisters erkennen?
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Sokolow - Waganjan

Tilburg 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der weiße Bauer siegte im Rennen, aber nur, weil er im richtigen
Augenblick Unterstützung erhielt vom Läufer: 1.d5-d6 c4-c3 2.d6-d7 c3-
c2 3.Lf2-e3! - kontrolliert das Umwandlungsfeld c1, Schwarz versuchte
nun, sich in ein Dauerschach zu retten - 3...Dd3xe3 4.Dc7xc2 e5-e4
5.Dc2-c7! und Schwarz gab auf, da der weiße Bauer nach 5...Lg7-f6
unter Schachgebot zur Dame wird. Auch 5.d7-d8D hätte unterdessen
gewonnen: 5...Lg7-e5+ 6.g2-g3 Le5xg3+ 7.Kh2-h1! De3-f3+ 8.Dc2-g2 usw.
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